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Im Doppelsinne des Wortes Recht, im alten Gezérisatze 
des objektíven und subjektiven Rechts, gelangt eine ureigen- 
tümliche Zweiheit der juristischen Betrachtung zum Ausdruck. 
Is liisst sich erstens eine bloss auf das objektsve Recht selbst, 
auf die Beziehungen der Teile des Rechts, der einzelnen Rechts-
normen oder Normkomple,Ye zueinander, also auf Beziehun- 
gen innerhalb des objektíven Rechts und zweitens eine auf die 
Beziehungen des objektiven Rechts auf ausserrechtliche Inhalte 
gerichtete juristische Betrachtung unterscheiden. Im Bereiche 
der ersten Betrachtungsweise verweilt das 1uristisch .e_ Denken, 
wenn es den Zusammenhang, das Verhdltnis der Abadilgigkeit, 
der Delegation, des Hinweisens unter Rechtssdtzen feststellt. 
In der zweiten Richtung bewegt sich die juristische Betrachtung, 
insofern sie Tatbestdnde miter Rechtssdtze subsumiert und 
subjektive Pffichten, Rechte oder Rechtsverletzungen der 
Rechtssubjekte erkennt. . 

Is kann wohl kaum geleugnet werden, dass eine rein auf 
Beziehungen innerhalb des objektíven Rechts gerichtete 
Betracht .ung eine .juristische ist, insofern die Feststelflung des 
Inhaltes der Réchtssdtze zweifellos durch die Erkenntnis der 
mannigfaltigen Beziehungen der Rechtssdtze zueinander 
dingt ist. Die Betrachtung der Beziehungen des objektiven 
Rechts auf ausserrechtliche Inhalte kann jedoch erst dann als 
in einem eindeutigen Sinne juristische aufgefasst werden, wenn 
mann als ihren GegenstanddesNdheren die Beziellungen des ob- 
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jektiven .Rechts auf positivrechtlich determinierte ausserrecht- 
liche Inhalte bezeichnet. Die Betrachtun'g der Beziehungen des 
Rechts auf positivrechtlich indeterminierte Inhalte kann eine 
sozio!ogische, politische, historische, philosophische usW., aber 
keineswegs eine juristische genannt werden. Das Reich der posi-
tivrechtlich determinierten ausserrechtlichen Inhalte zerfüllt aber 
in Personen und T.a.tbestünde. Es soil hier weder untersucht 
werden, ob es ausser dem Tatbestandsgobiet und der interperso- 
nalen Rechtssphüre noch weitere Gebiete der rechtlich determi- 
nierten Inhalte gibt, noch gefragt werden, ob die Gebiete der 
Tatbestünde und Personen - endgültig auseinanderfallén oder 
inwiefern die so unterschiedenen lnhálte aufeinander zurück- 
zuführen sind. Die tatbestandsbezogene oder subjektsbezogene 
Rechtsbetrachtung soll . hier die auf rechtlich determinierte 
ausserre-éhtliche Inhalte gerichtete. juristische Betrachtung 
vertreten. Nach dieser naheren Bestimmung steht es wohl über 
jeden Zweifel erhaben fest , dass das Subsumieren einer 
"l'atsache unter einen Rechtssatz — die Tatbestandsfeststel- 
lung _. und weiterhin das Konstatieren einer Rechtspflicht, 
des Bestehens eines subjektiven Rechts oder einer Rechtsver- 
letzung, nicht weniger ETgebnisse einer juristischen Erkénntnis 
sind, als die Feststellung von Beziehungen innerhalb des objek- 
tiven Rechts zwecks Erm:ittellung des In:haltes von Rechtssützeu. 

Es ist nun im Interesse methodischer Klárheit űberaus 
wichtig, die rein -  objektive und die tatbestands- oder subjekts- 
bezogene -Rechtsbetrachtung scharf auseinanderzuhalten und 
den Sinn ihrer Verschiedenhzit zu verstehen: Man hat neuestens 
beh'auptet, dass die Zweiheit der Betrachtungsweisen eigentlich 
nur für das naive juristische Denken besteht. Der rechtsphiloso- 
Dhische Funktionalislnus glaubt .  die subjektsbezogene Rechts-
betrachtung in die rein objektive,. den Substanzbegriff der 
Person in den Funktionsbegriff des objektiven• Rechts auflősen 
zu können.' Angesichts der Ergebnisse dieser „Auflösung" kann ' 
ab'er ernstlich bezweifelt werden, dass dieser Funktionalismus 

„ . . , das sogenannte subjektive Reoht als Berechtigung ist nur 
eine bescndere Gestaltung des objektiven Reohts, ist selbst Norm.” „[n 
Wahrheit ist das Rechtssubjekt nur die Verdoppelung des subjelctiiyen 
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-sicht- selbst richtig verstehe. Wenn das Verhalten einer Person  
nie Inhalt der Rechtssdtze sein kann, wenn wohl der Mensch, 
=aber nicht die Person berechtigt und verpflichtet werden kann, 
denn die Person berechtigen oder verpflichten hiesse: Rechte 
berechtigen, Pflichte verpflichten, kurz Normen normieren 2 , 
dann erhebt sich gegenüber . dieser radikalen Konsequenz der  
Kelsenschen Lehre die Frage, ob denn in diesem funktionellen  
Reehtsbegriff der Person der naive Personbegriff tatsüchlich . 

aufge ►löst, oder ob er nicht vielme.hr einfach fiber Bard geworfen  

und dem metajuristischen Begriffe- des Menschen überantwortet  
wird?  . 

Es soli hier nicht entschieden werden, ob der :Furnktionalis-  
mus in der Rechtswissensch.aft , ; am rechten Orte" .ist. 3  Es ist  
aber gegenüber einem „schlechten" Rechtsfunktionalismus das  

grösste Gewicht darauf zu legen, dass~ wenn das objektive  
Recht ein die sümtlichen Relationen innerhalb des positiven  
Rechts umspannendes Kontinuum ist, so vertritt der Begriff 
der Person in der juris.tischen Betrachtúng einen von dem 
Zusammenhange der objektiven Rechtsrelationen grundver- 
schiedenen Relationszusammenhang, eine von der „Beharrung" 
der objektiven Rechtsfunktionen grundverschiedene Funktions-- 
beharrung, ein von dem „Koordinatensystern" der objektivcn 
Rechtsrefationen grundverschiedenes. Koordinatensystem. 

Dieses eigenartige Entgegenstehen der  interpersonal-en 
gegenüber der objektiven Rechtssphüre, hat seinen .let2ten 
Grund darin, dass das Recht, wie áede Norm, eine wesentlich 
über sich selbs.t hinausweisende .Bedeutung ist: es bezieht sich 
auf etwas; was nicht es selbst ist, es gilt.. dem Menschen, der 
Person entgegen. Die funktionelle Auflősung der Person gelingt 

Rechtes, und , soferne dieses -auf das objektive Recht zurückgaführt ist, 
dessen substant:ivische Reproduktion: Dem Recht els Qbjekt tritt .— ein 
Spiegelbild gleiehsaaan — das Recht ads Subjekt ,gégenübér." „ . . . es s+ind 
Rechtsnormen, die sich der Rechtserkenntnis .  im Gegenstande „ Rechfs- 
subjekt" darstellen, Redhtssdtze in Beziehung auf ,bestirnunte Inhalte." Hans 
Kelsen: Ailgemeine Staatslehre 1925 .. S. 58, 62, 63. 

~ Kelsen a. a. O., S. 64.  
3  Siehe das höchst .instruktive Budi Siegfried .Marcks: Substanz- und  

Ftnktionsbegr►iff in der Rechtsphidosop'hie 1925.  
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Kelsen and Sander nur urn den Preis ihrer klentifikation mit 
dem objektiven Rechte. Es ist aber unmöglich, die Person als 
objektives Recht aufzufassen. Die Person hat Entgegensteherr 
gegenüber dem Rechte, ist selbst nicht Recht. Das Recht kann 
kein Unrecht begehen, wail aber das Rechtssubjekt, die Person.. 
Die Relationen, deren „Beharrung" die Person bedeutet, sind 
keine objektiven Rechtsrelationen, sondern Relationen von 
objektiven Rechtsrelationen auf eine metarechtliche Subjektivi-
tdt. Wenn die Person nicht meter Subjekt der Pflichten and 
Rechte sein kann, dann hat sie aufgehört etwas rechtlich Rele-
vantes zu sein. Der Begriff der Person ist notwendig, urn das 

r Entgegenstehen des objektiven Rechts gegenüber dem Pflicht- T  
Rechts- and Unrechtssubjekte, die zwischen beiden bestehende 
Spannung juristisch darstellen zu können, Wird diese Spannung 
durch das Identifiziéren von Recht and Person aufgehoben, so-
verliert der Personbegriff ganz and gar seine Bedeutung. 

Die juristische Subjektsbezogenheit, die Personbezogenheit_ 
ist eine notwendige 'Beziehung des Rechtssatzes. Eine Norm 
ohne ein Subjekt, das sie befolgen könnte r  hat ebensowenig-
Sinn, wie ein Wert, dessen Trdger, an dem er haften könnte, 
von - vornherein ausgeschlossen wdre. Das Normsubjekt, der 
„Adressat" der Rechtsnorm kann nur eine handlungsfdhige 
(befolgungsfühige) Person im Rechtssinne sein. Das tatsdch--
liche Befolgtwe.rden der Rechtsnorm wdre von vornherein 
ausgeschlossen, wenn ihr Adressat kelne Fdhigkeit besdsse, sie 
zu befolgen. Das tatsdchliche Befolgtwerden gehört aber zum. 
Begriffe des Rechts. 4  Eine Regel, die Rechte and Pflichten von 
Centauren, Nimphen oder Toten statuierte, wdre kelne Rechts-
norm. Wenn die Fdhigkeit, eine Rechtsnorm zu befolgen, als 
eine spezifische Idandlungsfllhigkeit (Befolgungsfdhigkeit) 
genannt werden darf — denn die Rechtsnorm, die notwendig 
menschliche Handlungen regelt, kann nur durch I-Iandeln befolgt: 
werden —, so kann man den Einheitsbegriff des Rechts-, Pflicht-
und Unrechtssubjektes ails den der handlungsfdhigen Person 
im Rechtssinne bestinnmen. Die Einheit dieses Begriffes springt 

° Siehe: Julius Moór: Macht, Recht, Moral. Ein .Beitrag zur Bestim-
munh des Rechtsbegriües. 1922. S. 12. . 
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-in die Augen, wenn man bedenkt, dass seine Elemente: ein 
blosser Zurechnungspunkt (Kelsen) und eine blosse >=landlungs- 
fdhigkeit, rechtlich nur in notwendiger Korrelation relevant 
werden können. Ein Zurechnungspunkt ohne Handlungsfühig- 
keit kann keine „Bewegung" in der Rechtssphare haben, kann 
Reine Rechte erwerben, keine Pflicht erfüllen, kein Unrecht 
begehen. Eine hlandlungsfühigkeit ohne Zurechnungspunkt hat 
aber gar keine rechtliche Beziehung, keinen rechtlichen „Halt", 
es könnte kein Recht sein, das durch sie erworben, kelne Pflicht, 
die durch sie erfüllt, kein Unrecht, das durch sie.begangen wird. 
In dern Einheitsbegriffe des Rechtssubjekts ist der Zurechnungs- 
pr!rnkt ein normatives, die Handlungsfühigkeit ab:er ein reales 
Begriffselement. Der Zurechnungspunkt ist eine Kon:struktion 
des positiven Rechts; die Handlungsfdhigkeit ist aber eine von 
jeder normativen Konstruktion unabhüngige Wirklichkeit. 5  Es 

D. 11. streng genommen eine Möglichkeit einer Wirklschke:it.• Es 
interessiert bier weniker, class der Wir,kliohkei,tsbegriff der Handlungsfühig= 
keit ein ethisch gefíirb, ér Begriff ist. Awl die Beziehungen des Rech.tssuh- 
jekts und des ethischeai Subjekts ist neuestens vón Binder fiingewiesen wor- 
den. Wenn aber Binder  den ethischen Subjektsbegriff, den er ism Gegensatze. 
z.um  Objekte..(Mattel) ats den Begtrift .eimes SelbstzweGks bestimmt, enniach 
auf das Rechtssubjekt übertragen will, so muss doch betont werden, class 
die Linien der Beziehungen zwischen juristisoher und ethischer Person mit 
viel feinere;m Stilte geze,ichnet werden müssen. Es bratitcht nicht 'notwendig 
:jedes ethisclhe Subjekt ein Rechtssubjekt zu sein (Sklaven) und die Stiftungén 
.sind•-zwar in demselben Sinne Rec.htssubjekte, .aber gewiss keine ethisc.he 
Subjekte, wie die Menscben. Gar nccht das Be.griffselement des Zurechnungs= 
vunktes, sondern das der Handlungsfáhdgrkeit ist für die pos:i ,tivrechtliche 
Konstruktion ethisch gegeben. Gerade der Schwerpunkt der ethisohen Zurech- 
nung !kann durch das .Recht sozusagen nrach Belieben umgesetzt werden. Die 
juristische und die ethische Zurechnung, können divergieren; aber der éthisc.he 
und der juristische Begriff der Handilungstd!higtkeit (Befolgirngsahígkei,t) ist 
der selbe. Die Ha+ndlu•ngsfü•hi,gikeit (Be:folgun.gsfü.higkeit) ist esne notwendf•ge 
gemeinsame Vorausse.tzumg der divergierenden positiven oder negativen 
•éthischen und juristisohen Zurechnung. Der ethische Grundbegriff der Aktivi- 
tüt, der Snontan-citiit der Hancllttng ist en Begriff jenseits des Gegnsatz: -;s 
von Zurechenbaitkeit und Unzurechen4rarkeit. Man verharrt innerhalb dieses 
Gegensatzes, wenn man feststellt, class es ethisch unzurechenbar ist, was man 
aus Irrtum getan hat oder dass der Sklave ke°ne IZechte erwerbén kann. 
Dagegen bewegt man sich jensetts des genann`en Gegensatzes, tive41 jenseits 
des ethischen Grimdbegriffes der Aktivitüt, wenn man feststellt, dass ethische 
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lidngt allein von dem Rechtserzeuger ab, was er zú einein  
Zurechnungspunkte macht; die Handlungsfahigkeit ist aber _fi.ir  
ihn, als Wirklichkeit, gegeben: er muss mit ihr immer in ihrer  
ganzen Wirklichkeitsobjektivitüt rechnen, so oft er Rechtssub=  
jekte, Personen im Rechtssinnc, konstruieren will.  

In den meisten pasitiven Rechtssystemen begegnen wir  
aber nun einem künstlichen Ausseinanderreissen der konst.ituti-  
ven Elemente des einheitlichen Rechtssubjekts. Es ist nümlich  
durchaus möglich diese Elemente verschiedentlich zu  kotr~ bi- 
nieren. Es steht dem Rechtserzeuger -frei, - die • Handlungsfdhig-  
keit des einheitlichen Rechtssubjekts . zu anderen Zurcchnungs=-  
punkten zuzuordnen; wodurch dieser letztere Zurechnungspunkt  

und die zugeordnete I-Iandlungsfühigkeit zu einem neuen ein-  
heitlichen Rechtssubjekte wird. Das ist der Fall in der Kon-
struktion der Stellvertretung sowoh'l; als in der der Organ=  
schaft. Das >•-landeln des Stellvertreters wird ebenso dem Ver-  
trétenen zugerechnet, ' wie das des Organs der das Organ  
lrabenden Person. Der wesentliche Unterschied ist, dass die  
Handlungsfühigkeit des Organs zu einem Zurechnungspunkte  

zugeordnet 1st, welcher ohne solche Zuordnung nicht zu  
einem einheitlichen Rechtssubjekte werdön könnte; der Vertre-  
ter dagegen zu einem solchen Zurechnungspunkte zugeordnet  
ist, der auch ohnedem handlungsfdhig ist. Im Faille der Stell-  
vertretung gibt es zwei Zurechnungspunkte und. - zwei. Hand-  
tungsfühigkeiten; im Falle der Organschaft gibt es zwei Zurech-  
nungspunkte, aber nur eine I•-landlungsfá.higkeit. Jede Organ-- 
hándlung wird zweifach: der das Organ habenden Person urnl 
der Organperson zugerechnet. In der ersteri Richtung ist das. 
Organ bloss Durchgangspunkt, in der zweiten aber Endpunkt 
der Zurechnung. Derselbe Rechtssatz, der das Organ zur - 

oder juristische Zurechnung z. B. zu einem Strome von vornherein aus- 
geschlossen ist. Das ist der Punkt, wo die Konstruktion der juristischen 
Person aui den ethischen Subjektsbegriti, auf den die Spontaneitdt des 
1-iandelns, die Aktivitt der Perscn allein darstellenden totalen, philoso-
phischen /chbegriff zurückgreift. Rechtliche Zurechnungspunkte können 
immer nur m t Zuordnung vcn einer tin Shine des totalen Ichbegriffes. 
aktiven Nandlungsf higkeit kcnstruiert werden. Vgl. Julius Binder: Philoso - 
phie des Rech,s, 1925. S. 439-450. and Marek a. a. O. 
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Organhandlting ermücht"igt, verleiht -  ihm • atich subjektives 
Recht zur Ausübung der - Organhandlung. Organqualitüt und. 
Persönlichkéit des Organs beruhen also auf demselben Rechts= 
safze. Organschaft und Stellvertretung sind demnacli :nicht 
kontradiktörische, einander ausschliessende Begriffe,- nicht 
einmal' zwei verschizdene Genera, sondern die Stellvertretung 
ist das• Genus  úrid eine ihrer Spezies ist die Organschaft. 
Wdhrend - die Stellvertrétung im allge:mcineri eine - symmetrische 
Konstruktion ist, ist die Organschaft eine wesentlich asymmet- 
rische -KonStruktion der- -  St°livertretung .' - - ' - • 

Is ist auch eiri Organ' des Orgrtns'  möglicli. Dié Organ- 
person kann nur ein einheitliches Rechtssubjekt sein. Die rIand- 
ltingsfdhigkéit der Organpersón ist es, die zum blossen Zurech- 
nungspunkte 'der -  konstruierten Person. zugeordnet wird und 
diese - Zuordnung der -  Handl-ungsfdhigkeit zu einem = blossen 
konstruierten Zui-echnungspunkte das Wesen der Organ- 
schaft. Is ist nun durchaus möglich zu einem -  konstruiert°n . 
Zureclinungspunkte .éine zu einem  anderen konstruierten Zurech- 
nungspurikte - .zugeordriete rlanddungsfdhigkeit zuzuordnen. In 
diesem Fal -le steht man drei'Zurechnungspunkten; -aber nur einer 
einzigén rlándlungrsfühigkeit gegénübér. Jedes dern  ersten 
konstruierten Zuréchnungspunkte zuréchenbare -Verhalten wird 
noch zweitach zugérechnet: dem zweiten konstruierten - Zurech = 
nungspunkte (dem primiiren Organ) und dem ursprünglichen 
Zurechnungspunkte der zu dem letzteren zugeordneten Hand 
lungsfühigkeit. Die Konstruktion des Organ-Organs ist _ aber 

" Vgl.: Felix Kaufmann: Die Kriterien des Rechts. 1924. S. 92-97. 
Bernatzik: Kritische Studien Ober den Begriff der juri.tischen Person und 
über die jur.ist'ische Persön 1 iclxkel.t der Behörden insbesondere. Archly für 
öffentl-iehes Recht. Bd. V. 1890., Hugo Preuss: Ober Organpersönlichkei. 
Enne  begriffskritische Studie. Schmollers Jahrbuch. Jhrg. XXVI. Heft 2. 1902., 
Stelivertretung oder Organscha t. Jherings Jahrbücher- für die Dogmatik 
des bürger1 chen Rechts. 1I. Folge Bd. VIII. 1902.,- Schlossmann: Organ und 
St-ellyertreter. Jherings Jahrbücher II. Folge Bd. VIII. 1902., Kelsen: Haupt 
pro:bleme der Sta.atsrech,tslehre 1911. S. 691., G. - Grosch: Organschaft- und 
Stellvertretung. Schmollers Jahrbuch 39. Jhrg. Heft. 1. 1915., Br. Beyer: 
Zu'm Begriff des Staatsorgans und seiner itigkeit. Archiv des nffentlichen 
Rechts. Bd. XXXIV. 1915. 
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unmöglich, wenn das primüre Organ keine konstruierte Person, 
sondern ein handlungsfühiger Mensch ist. Der handlungsfáhige 
Mensch kann kein Organ. sondern nur einen Stenvertreter 
haben, denn nur das zu einem konstruierten Zurechnungspunkte 
zugeordnete einheitliche Rechtssubjekt fiillt unter den Organ-
begriff. 7  

Wir verharrerí' in der interpersonalen Rechtssphüre und" 
gelangen zu einem ersten, personalen Organhegriff. Organ einer 
Person im Rechtssinne ist dasjenige einheitliche Rechtssubiekt, 
clessen Handlungsfcihigkeit zu einem positivrechtlich konstruier- 
ten Zurechnungspunkte positivrechtlich zugeordnet ist. Person 
im Rechtssinne ist das Subjekt von Rechtspflichten, Rechten 
und Rechtsvenletzungen ; einheitliches Rechtssubiekt ist ,die hand-
lungs — (befolgungs-, erwerbungs-, verletzungs-) fühige Per-
sori im Rechtssinne; Zurechnungspunkt ist dasjenige Begriffs -  f, 1 element des einheitlichen Rechtssubjekts, das nach der Abstrak- 

'_ ; tion der I-iandlungsfaigkeit zurückbleibt. flue  konstruierte 
Person im Rechtssinne, eine „juristische" Person ist diejenige, 
deren hlandlungsfühigkeit vom positiven Rechte mit künstlicher 
Konstruktion zu ihrem Zurechnungspunkte zugeordnet wird; 
wührend di e :Idandlungsfühigkeit der nichtkonstruierten Person 
im Rechtssinne, des Menschen, für das positive Recht gegeben 
ist und - so die künstliche Konstruktion hier überflüssig ist. 8  

Organ einer Person im Rechtssinne kann sowohl eine 

' Vgl. .Georg jellinek: Alageaneine Staatslehre, 3. Auflage, 4. Neudruak 
1922. S. 544-563. Von diesesm Gesichtspun;kte aus :ist auoh zu entscheiden, 
ob neben dem  Organismus und dem Organ nod! der Orgruttrtiger zu unter- 
scheiden sei? Diese Un:terscheidung würe nur damn anöglich, wenn das 
positive Recht z. B. den „Beannten", als sekundüres Organ, zunn „Amite", 
als primdren Staatsorgane, zuardnet, wodurch aber der „Organtrüger" zum 
„Organ" w,ird. In der Konstruktion jellineks ha:t das vam Organismus und 
Organtrager unterschiedene Organ, das weder Persönliah:kett, noch Idand- 
tungsfíihigkeit besitzt, das absclut unfáhig ist zu jeder erdenkbic.hen Funk- 
tion, die vcn jeher .als Person- oder Organfun;ktion bezeichnet warden ist, 
keine Rechtsrelevanz mehr. Der Staatsorganbegrii.ff jellirteks ist ein für den 
Juristen günzl`ch gleichgtiltiger, weil absálu# tearer  -Rechtsbegri,i:f. 

s Ein absoilut hunllungsitnfiihiger Mensch füllt unter dem Begriffe 
der konstruierten Perscn. Der „Stellvertreter" eines solchen wáre also ein 
Organ.  
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konstruierte, als auch eine nichtkonstruierte Person im Rechts- 
sinne sein, aber immer nur ein einheitliches Rechtssubjekt. ,Jede 
konstruierte Person muss ein Organ haben und nur konstruierte 
Personen kön:nen Organe haben. Wenn die Organperson einP 
konstruierte Person ist, so ist diejenige niohtkonstruierte Per-
son, die Organ der aanmittelbaren Organperson ist, zugleich 
mittelbares Organ der ersten Person.  

lnsofern der Staat Subjekt von Rechtspflichten, Rechten 
und Rechtsverletzungen -1st, ist er Person im Rech-tssinne. Or- 
gane kann und muss der anderen Personen koordinierte, inter- 
personalie Staat ebenso, wie andere konstruierte Personen 
haben. Der so gewonnene Begriff vom Staatsorgane ist der 
ersté, interpersonale Staatsorganbegriff. 

Es gibt aber neben dem personalen noch einen zweiten 
Organbegriff. Der Ausdruck Staatsorgan . selbst deckt zwei 
verschiedene Begriffe, deren scharfe Unterscheidung die 
Grundbedingung der richtigen Lösung des Organproblem;s. ist. 
Unter Staatsorgan kann erstens das Organ des Staates, als 
einer Person . im Rechtssinne (personaler Organbegriff) und 
zweitens dasjenige Orga n verstanden werden, welches in dem 
Staate zur Rechtserzeugung positivrechtlich delegiert ist 
(Rechtsorganbegri.ff). Wird das Staatsorgan als Organ der 
S"tuatsperson gemeint, so bedient -  man sich des Ausdrucks 
„Organ" in bezug auf den „Organismus" (per analogiam.: „die 
Organe des Menschen"). Wird dagegen das Staatsorgan arls 
Rechtsorgcrn gemeint, so wendet man den Ausdruck ;,Organ" 
mit Beziehung auf die „Funktion" an (Per anaiogiam: „die 
Organe des Blutumlaufes"). Der Gedanke, dass die Staats- 
organe eigentlich vielmehr Rechtsorgane sind, tritt bereits bei 
Fricker', v. Gierke`°, Somlón, Kelsen 12, Sander"  und Merkll' 

9 Die Persönilohkeit des Stoats. Zeitschrift für die gesarnte Staats-
wissenschatft. Tiibingen. XXV. Jahrg. 1869. S. 44-45. 

10  Die Grundbegriffe des Staatsreohts und die neuesten StaatsreGhts-
theor en. Zeitschrift für die gesarnte Staatswissenschaft. XXX. Jahrg. 1874. 
S. 334. 

1' Juristische Grundilehre, 1917. S. 324-326. 
In der Staatsorgantheorie Kelsens ist ein wesentlicher Unterschied 

zwischen der Autfassung des Verfassers der Hauptprobleme und  der des 



124 

hen•or. Es fehlt aber bisher die scharfe Unterscheidung und 
Bestimmung beider Organbegriffe, die Feststellung ihrer Ver- 
bindbarkeit und das Verstandnis des Shines ihrer Verschieden- 
heit so«-ohl, als ihrer Verbundenheit. 

Wir haben in der Bezogenheit jedes Rechtssatzes auf 
hersonen eine notwendige und positivrechtlich dEterminierte 

spüteren Kelsens bemerkbar. Nach dem Verfasser aer Haupiprobleme sind 
unter der spezifischen Staatsorganiunrktion diejenigen Handlungen zu ver-
stehen, welche • als die Reajisierung des im Rechtssatze ausgedrückten 
Staatswil;ens erscheinen. (S. 464.) Der dynamische Staatsorganbegrifi der 
„Allgemeinen Staatslehre" -  1925. wird dagegen folgendermassen bestimmt: 
„Staatsorgan i,m Sinne eines die staatliche Ordnung schaffenden Werkzeu-
ges ist somit der durch die Norm .höherer Stufe bestimmte Setzer der Norm 
niederer Stufe." (S. 262.) Ausser dem dynamischen kennt Kelsen aber noch 
einen statischen Organbegriif : „Organ des Staates ist, wer einen Staatsakt 
setzt", „ ... ist im S!nne des statischen Organbegriffes nur der Setzer 
des Zwangsalktes Staatsorgan." (S. 264.) Da nach der bier vertretenen 
Auf:fassung die Reajisierung, die zwangsweise Durchfvhrung des Rechts 
ebenso zu der Rechtserzeugung gehört, wie. die Setzung der Rechtssü ,tze, 
können der statische and der dynamische Organbegriff Kelsens in gleichem 
Maasse ads Rechtsorganbegriffe .betrachtet werden. Es ist Behr intsruktiv, 
wens Kelsen er,kennt, -dass die Rechtserzeugung vorn immanenten Stand-
punkte der Rechtsordnung ,als ein Tatbestand and zwar nicht als Subjekt, 
sondern als Objekt der Nonmerzeugung in Betracht koanmt. Die im Begriffe 
des Sta'atsorgans iiegende Personifikation wird von Kelsen durch die Ein-
sichit aufgelöst, „dass mdt diesem Begriffe der durch das Recht geregelte, 
som,it den In-halt einer Rechtsnorm bildende Tatbestand der Rechtserzen-
gung gemeint ist." Für die Staatslehre steht also nach Kelsen ,nicht eigent-
lich der Begridf des Organsubjekts, sondern der der objektiven Organ- -
funktion als .ernes spezifischen, durch die Staatsordnung normierten Tat-
bestandes yin. Frage." „Das Staatsorgan als Subjekt ist offenbar nur die 
Reohtsperson im Hinblick aui die Rechtserzeugung oder Reohtsvoll-
ziehung. Es ist der Begriif der Rechtsperson im System • der 
Recbtsdynaimik. So wie die „Person" im allgemeinen, so ist auch das 
„Staatsorgan" im besonderen die Personifikation eines spezifischen 
Tatbestandes oder Tatbestandkomplexes." (S. 265=-266.) 

Die Staatsorgantheorie Kelsens hdngt so eng mit seiner allgemeinen 
Rechtstheorie zusammen, dass chic eingehende Würdigung seiner Konstrt.ek-
tion nur auf Grund einer Synopse seiner Staatsrechtstheorie and seiner 
Staatsorgantheorie möglich ist. 

Die Rechtstheorie der Hauptprobleme kann aber an der 'Hand des 
darin dargestellten Verhdltnisses des Staats- and Rechtsbegriffes am 



125 

Subjektsbezogenheit des Rechts erkannt. Notwendig ist diese. 
Subjektsbezogenheit, weil jede Norm eine sich auf ein Norm= 
subjekt beziehende Bedeutung ist; positivrechtlich - determiniert 
ist sie insofern, als die Person als Rechtsinhalt .nicht mit dem 
Menschen zusammenfdlt, sondern sozusagen ein juristischer 
Abhub des soziologischen, ethischen usW. Subjektes ist. 

_klarsten überbiickt werden. Es kann gezeigi werden, Bass weder der Reclrts-
begrifif, noch der Staatsbegnirfi der Hauntprobleme Einheit besitzt. Die 
Ideterogenei•tüt des Kelsenschen Rechtsbegrirffes wird in der Unterscheidung 
des Rechtssatzes sm engeren and weiteren Sinne offensichtlich. Der erstere 
ist der die Untertanen, der detztere der den Stoat verpfdich.tende Rechtssatz. 
_Diese pninzüpieile Trennung der zwei grossen Hauptarten der Rechtssü,tze 
erregt von vornherein Verdacht gegenüber dem Postulate Kelsens, nach 
welchem der Staat ads Persöniichkeit, d. als Sub,jelkt von Rechten and 
insbesondere von Pflichten in seinem Verhültnis zur Rechtsordnung nicht 
anders zu denken ist, als alle übrigen Subjekte. (S. 434.) Das ist das Postu-
let der den übrigen Personen koordinierten Staatsperson bei Kelsey. Dieses 
Postulat durchzuführen geling,t :aber Kelsen aus _dem ein!fachen Grunde 
nicht, well er des Recht als den Witten .des Staates auffasst. Wie könnte 
diejenige Person den anderen .koordinfert sein, deren Wilde das objektive 
Recht selbst ist, deren Pflicht mit ihrem Walden zusammenfüllt („Des 
Staates Wolien 1st sein Sodden, seine Pflicht ist sein Wilde.” S. 250.), die 
weder Unteriassungspflichten haben (S. 437.), noch rechtswidrig handedn 
kann (S. 446.' und: Ober Staatsunrecht 1913.)? Der Wille dieser Person 
ist des Weiteren ein imputierter Wilde, da der Erzeuger der Rechtsordnung, 
des Sta'atswi!lilens, nach Kelsen nicht der Staat, sondern die Gesell.schaft gist; 
nióht der Staat, soaidern die GesedIschait erzeugt die Pflichten, d. aber 
den Willett des Staaites. Die Staatsperson — sag t Kelsen — wird nicht darn 
and dazu verpflichtet, warn and wozu es ihr g11fülit, sondern 
warn and wozu es den zur Gesetzgebung beruienen Menschen 
gut dünikt. (S. 433.) Da aber nach Kelsen die Pflicht des Staates 
sein Wilde list, so Ifolg:t aus dem Obigen, dass die Staatsperson 

-nick darn and das will, was ifir geiüiit, sondern was den zur Gesetzgebung 
'beruifenen Menschen gut dünikt. Wendt die Pflicht des Staates von aussen 
her stammt, so gehört, auch sein Wilde nicht mhrn, vorausgesetzt, Bass Staats- 
wille and Staatspflicht dasseibe sind. Rrchtig wird also von March die 
?rage gestel:lt, ob es nicht ein Widerspruch sei, die Rechtsordnung gdeich-
zeitig ads über den Staat, ails • Person_, stehend and ads Ln!hatt seines Willens 
zu denken? (a. a. O. S. 20.) Merck sieht Mar, dass in diesem von tiefen 
and hedeutungsvoi.ien Widersprüchen schwangeren Staatsbegrif.fe eigentilich 
schon der Kelm der Spekulation des spöiteren Kelsens steckt, dass die schür-

- fere Ausarbeitung der objektivist.ischen Tendenz in der Spekulation Kelsens 
.auf die radikale Ausmerzung dieses „Caput mortuum der Straatsperson" auf 
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Das Recht, als Objekt, . hat aber, wie jede empirdsch~ 

Norm, noch eine zweite notwendige Subjektsbeziehung, "* 
die Beziehung auf den Normsetzer, den Rechtserzeuger.  
Das Recht steht in offenbarer Objektsbeziehttng zu dem 
Rechtserzeuger und zur Person, aber der Sinn beider Bezie- 
hungen ist ein verschiedener. Im Bilde gesprochen : das Recht 

der einen und auí die ldentifikation von Recht und Staat auí der anderen: 
Seite .gefiihrt hat. 

Der Staatsbegriff der Hauptprobleme umfasst ramlizh einerseits: 
Rechtspersonbegrifiselemente und andrerseits objektive Rechtsbegriffs— 
elemente. Vor dem Verfasser schwebte offenbar die Aushebung der Per— 
sonbegri.ffselernente als Ziel, aber der Begriff dieses Rechtsperson-Staates,. 
dieses interpersonalen Staates wird offensichthch durch die mit ,i:hm kombi-- 
nierten Begriffselenzente des rechtsidentischen Staates gespren.gt. Diet 
koordinierte Staatsperson ist das Ziel, dessen Erreichen an den diesear 
koordiniertem, ,i,nterpersonalen Staate imputierten Eigensc;haften scheitert: 
.n den rechtsidentischen 1<riterien der ldentitüt von Wollen und  Ptlicht~ . 
der Ausgeschlossenheit von Unterlass ungspflichten und der Unfühigkeit -  
zum Unrechte.  

Der interpersonule, koordinierte Stoat Kelsens ist ein r-ichtig erfasster -  
Recittsbegrifá. So oft in positivem Rechte die subjektliven Rechte und 
Rechtspfilichten des Staates aufgezerigt werden können, das Rechtssubjekt -  
dieser Pilichten und Rechte ist inumer die interpersonale, koordinierte 
Staatspersom. Der Witte  dieser koordim,iex,ten, nnterpersonalen, positivrechK 
lich ailein existenten Staatsperson  fülit aher keineswegs mit ihrer Pflicht' 
zusammen, ist bei weitem nicht dos objektive Recht, diese Staatsperson hat= 
rnannigfache Unterlassungspflichten und ist auch des Unrechtes fühig.  

Gegenüber dieser positivrechtlich allein existenten interpersonalen,. 
koordinier#en Staatspersom ist der Begriff des r?-rechtsun.tühigen Staates, 
dessen Witte das objektive Recht selbst ist und mit seiner Ptlicht zusam--  
menfüllt: der rechtsidentische StaatsbeKri,fif. Dieser Staatsbegriff ist nllchts 
anderes, als die Konzeption der juristischen Persönibichkei>t des auch dew 
Rechtserzeuger umfassenden Staates, 'des totalen Staates. Die rechtliche 
Quafl•ifikatiom, also auch die juristische Persőnlidhkeit des prim5ren  

Réohtserzeugers ist aber offensichtlicher fi/ins ante patron;  die juristische- 
Persönt+ichkeit des* aueh den Rechtserzeuger umfa,ssenden, den Rechtser-- 
zeuger symbdlisierenden totalen Staates ist nicht konstruierbar; der 
rechtsidentische St.aat kann .keine jur.istische Person sein. So hdngt die- 
ldentifikation von Recht und Staat init der radikalen Ausmerzung des -
Per sonbegriffs in der sp5teren Spekulation Kelsens zusarnmen. - 

° 	Die rechtsidentischen Begrnfrfsedemen`e des Staatsbegrúffs der tfaupt= 
probleme iiegen auch der Untersaheidung des Rechbssátzes im engeren und- 
im weiteren Sinne, der bei solcher .  Auffassung unausweichbaren bleteroge= 
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. iommt von der Rechtserzeuger her find geht auf die Persori 
hin. Die Bedeutungsrichtung des Rechts ist eine vom Rechtser .- 
.zeuger ausgehende und auf die Person gerichtete und diese 
Bedeutungsrichtung  ist nichturnkehrbar. Die Beziehungen des 
-Ursprunges, des.He .rstammens vom Rechtserzeuger und die des 
Yingeltens auf die Person im Rechtssinne sind notwendige und 

neitüt . des Rechtsbegriáfes zugrunde. Die Funiktion des Rechtssatzes im 
-engeren Sinne geg:entiber dem Untertaaren .ist offensichblich eine ganz ander .e, 
_als die des Rechtssatzes im weiteren. Sinne gegenüber dem Staate. Gegen- 
über dem Untertanen ist der Kelsensche Rechtssatz e'.ne heteronome, 
genüber dem Staate eine autonome Norm; dais Kriterium deT RechtS- 
pflichten des Un.tert.anen 1st die Sanktion des Zwangsaktes, das der Rechts- 
_pflichten des Staiates, dass sie mit seinem. Witten zusammenfallen. Die 
.rechtsidentischen Begriftfselemlenite des Sta.atspersonibegriffs sind • ver- 
antwortl•ich d:afür, dass der Verfiasser der Hauptprobleme weder zu eine>tn 
<eirtheitliahen Rechtsbegriffe, noch zu •inem einheitrbichen Staatsbegriffe 
gelangen konnte. Wie die Staatsperson in ihre:m Verhültnisse zufm Rechts-
satz in der Konzeption Kelsens etwas ganz anderes ist, ais die .ibr angeblich 
koordinierten übr+igen Personeal, so bede•tet auch der Kelsensche Re.chtssa#z 
etwas ganz Verschiedenes gegenüber dem Untertanen und gegenüber der 
S taatspe rson. 

In der Spekulatio.n des spdteren Kelsens gelangen die reehtsidenti- 
schen FElemente zu Übergewi.ciht und der Staatsbegriff wird deem Rechts-
begniffe identifiziert. Die Personlbegriif.fseleme•nte finden durch die Ammer- 
zung des Person'begrififs, durch seine „Aufilösung", Hineinschieburag in den 
RechtSbegniff, Erledigun;g. Der Reatts- und Staatsbegriff wird dadurch nioht 
jeder ,für sich einheitlich, isondern zu einem—einzigen Begri.ffe. Derselbe 
1(elsen, dessen Rechts- und Staatsbegniifif, jeder ifür slob, an einer un.heilbaren 
be;grifi7lichen Zweibeit kr.anikte, ist jetzt; in das entgegensetzte Extreim 
getadlen, die Einheit dieser Be:griiife nur durch ihre unerlaubte Versohmel- 
zung zu érr:eichen 'faig. Die Staatsperson ist nun ifü.r Kelsen ebenso, wie 
alle übnigen Personen, die Personifgkatnon von Rechtsnorimen. Und zwar ist 
die • Staatsperson Personifikatiam der Totalrecht.sord91ung, . die übrigen 
Personen Personifikationen von Teilrechtsordnun.gen. (Das Problem der 
•Souverünitüt und die Theorie des Völkerrechts. 1920. S. 20-21) Abgesehen 
davon, class die identifikation von Person und Recht ein aussichtsloses 
Unternehmen ,ist, auf dessen radikale, sich selbst verni?:chtende Folgen wiir 
bereits aufimerksam wurden (Gvgl. auch: v. Hippel: Zur Kritik einiger Grund- 
.begriffe in der „reinen Rechtslehre" Kelsens. Archiiv des öfftl. Rechts. Neue 
.Folge Bd.. 5. Heft 3. 1923.), ist der Hauptlehler der rechtsidentischen Kon- 
struktion der Staatsperson der folgende. Walirend die juristische Persön- 
lichkeit der übrigen Personen, der „Teilordnungen", •aus der Reohtsordnung 
mbgeleitet werden kann, ist eine solche Ableitung der juristischen Persönlich- 



128  

wesentlich verschiedene Subjektsbeziehungen des objektiven 
Rechts.  

Das Setzen and das Vollziehen, also beide Ursprungs-
beziehungen des Rechts- führen uns 'letzten Endes zu dem 
Menschen. Im Endpunkte der Ursprungsbeziehung, wie in dem 
der I-Iingeltungsbeziehung des Rechts steht der Menseh. Der 

kélt des mit der „Totulrechtsordneuzg" identischen Staates ous der Rechts- 
ordnung unmöglich. Denn die Ableitung setzt einen höheren IZechtssa.tz 
voraus, der bei der Teilordnung vorhanden ist, aber eine über der totalen 
Rechtsordnung stehende Rechtsnorm ist begrifflich ausgeschlossen. Dieser 
tiefliegende Fehler ist fi.ir die gesamte Spekulation der „jiutgösterreichi- 
schen Schule" geradezu typisch. 

Der Staatsorganbegriff Kelsens umfasst nun in gleicher Weise, wie 
sein Staatsbegrilf, sowoNl personale, a'ls auch Rechtsorganbegriffselemente. 
Der „dynarnische" Organbegriff ist ein reiner Rechtsorganbegriff. Der -  
„statisóhe" Organbegriff wire eigentlich auch als Rechtsorganbegrtff, also 
als dynamischer Orga.nbegriff -aufzufassen. Da iaber nach Kelsen die zwangs-- 
weise Durahiführung des Reohtssatzes nicht rmehr zur Rechtserzeugung  

gehört,  ,kann auch als das Ergebn:is der Organfunktion des statischen Organs 
im Sinne Kelsens keineswegs das Reoht selbst und so das „statische" Organ 
keineswegs ais Rechtsorgan betrachtet. werden. Der statische Organhegriff 
ist offensichílich ein zurüdkgebliebenes caput mortuum des personalen 
Organbegrififs. Wenn die Rechtsordnung vor der statischen Organfunktion 
bererits „fertig" ist, dann stela die Funktion des statischen und des dynami- 
sahen Organs keineswegs auf derselben Linie, damn ist der statische Organ-- 
begriff in einem «esendlich ,anderen Sinne ein funktioneller, als der dynami- 
sohe. Dde Zurechnung zum Staate ist das Krfiterinm des statisóhen im 
Gegensatze zu dem als „der durch die Norm höherer Stuie hesti;mmte- 
Setzer der Norm niederer Stufe" définierten dynamischen Organe. Wenn 
,.Zurechnung eines Tatbesta:ndes zum Staate . náohts •anderes ist ,als die 
Beziehung .dieses Tatbestandes ,auf die Einheit .der staatlichen Ordnung" 
(A ~llg. Staátslehre. S. 268.), dann passt ja doch der statische Organbegrift 
wohl auch auf das dynamische Organ, deren Funkbion ja gerade Ms  Tat-  
bestttnd • (a. a. O. S. 266.) in. Frage kammt. Dass der Organbeg:rnff „der 
Begriff der Rechtsperson bin System der Recittsdynamik" (a. a. O. S. 266.)  
sei, das passt wohl auf den dyrnamischen, keineswegs aber auf den stati-  
schen O.rganbegrLff, welcher letztere ja ausserhalb der Rechtsdyrrarmik  
steht. Eine immanente Knibik muss also bin dynarnisohen Organbegrilf  
Kelsens einen Rechtsorganbegriff, im statischen hingegen einen personalen  
Organbegriff erblicken, wenn auch für eine transzendente Kritik beide als.  
Rechtsorganbegriffe in Betracht kommen. Es ist ein hohes Verdienst Kel-
sens, erkannt zu haben, dáss der Rechtsorganbegriff rm System der Rechts—  

dynamik de,m Begriffe der Person entspricht. Diese Erkenrntnis füfirt zur- 
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im f✓ndpunkte der Hingeltungsbeziehung stehende Mensch wird 
nun durch den Personbegriff juristisch erfasst. 1✓s fragt sich, 
auf welche Weise sich das juristische Denken der anderen Sub- 
jektsbeziehung, der Rechtsorganbeziehung bemachtigt? Gibt es 
ausser der Person vielleicht noch einen anderen juristischen 
Subjektsbegriff? Oder kann vielleicht die Organfunktion als 

Frage der Verbindbarkeit, der Praedikabilitüt der objektiven und der sub- 
jektsbezogenen Reohtssphdre, die uns im Texte beschd ,ftigen wird. 

13  Nach Sander sieht die reine Rechtswissenschaft nur: Rechtssdtze 
und deren Furnktionen: Herrsohait, Person, Organ, subjelktives Rcoht usw. 
werden für sie zu Rechtssd.tzen und deren Funktionien. Die reine Rechts= 
wissenselia,f,t vermirft alle Anthropomorphismen. (Das Faktum der Revolu-
tion  und die Kont:inuitdt der Rechtsordnung. Zeitschrift für öffentliches 
Rec!ht. Bd.' I. Net  1-2. 1919. S. 142-143.) Der Zusam,menbang der Reohtts- 
funktio:nen ist das Rechtsverfahren, das seinen Inhadt in eine:m Stufenbaue 
von Rechtssdtzen und Tatbestdnden erzeugt. (Die transzendentale Methode 
der Rechtsphilosop•hie und ,der Begriff des Rechtsverfahrens. Ztschr. für. 
ö.  R.  Bd. 1. Heft 5-6. 1920. S. 477.) Wie fügt sieh das Organ in diesen 
Funktiorlszusa.munenihang ,hinein? Nach Sander bedeutet es eine metarecht- 
liche Sprengung der Kontinuitdt des Rechts,. wenn zwisohen die Rechts- 
stuifen „Organe", „Menscben" eingeschoben werden, die das Recht „wei,ter- 
bilden", •da ja umgeikehrt diese „Organe" in den Tathestandsrelationen der 
Rechtsverfahren sich konstitnieren. Die Verschiedenheit der Organe bedeu- 
tet für Sander Iedigl.ich die Verschiede.nheit der Rechtsverfahren. (Rechts-
dogmatik oder Theorie der Rechtserrfahrung? Ztschr. f. ö. R. Bd. 11. Heft 
5-6. 1921. S. 561-562.) Sander wia das Organ selhst in Rechtssati:unkt:o- 
nen auflösen. (Vgl. Alte und neue Staatsrechtslehre. Ztschr. f. ö. R. Bd.. 
II. Heft 1-2. 1921. S. 187.) 

Es ist ein Verdienst Sanders, den interpersonalen und  den  rechts- 
identischén Staatsbegniff, die — wie gezeigt — im Staatsbegrirffe der Haupt- 
probíenne aniiteial,ander vermengt e.rscheim:en, Mar geschieden zu haben. Der 
rechtserzeugende, der über de,rn Reek stehende Staat wird für Sander 
zu transzendental-rechtlicher Kategorie: zur rechtskategorialen Grundrelz- 
tion der Er,haltung des Rechtsverfahrens; der nnter dean Rechte — besondei's 
unter dem Völ.kerrechte—stehende Staat aber zu einem  konkreten, empiri- 
schen Rechtstatbesta.nde. (Stoat  und Recht. Prolegomen!a zu e:ner Theorie 
der Rechtser,7ahrung. 1922. S. 1033.) Der eigentüimlichen Konstruktion 
Sanders entkleidet, hedeutet diese Erkenntnis, dass der rechtsidentische, 
totale Staat zu einer anderen Sphdre gehört, als die interpersonale, koordi- 
nierte Staatsperson. Der erstere ist eine soziologische Kategorie, die zweite 
eine positivrechtliche Konstrwktion. .  

Den Organbegriff setzt Sander ohne Zögern mit dem kategoricilen 
Staatsbegrtff in Beziehung. Der kategoriale Stoat hedeutet die Grundre9a- 
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Personfunktion und umgekehrt aufgefasst werden? Es steht vor 
allem fest, dass der f rzeuger des primriren Rechts enter keine 
rechtliche Qualifikation fallen kanra, also wohi in soziologiscliem, 
aber nie im jurist •ischen, rechtstechnischen Sinne „Rechtsorgan" 
genannt werden darf. Die Rechtsqualitdt des primtiren Rechts 
festzustellen, ist keine ,juristisch; , sondern eine rechtssoziolo•- 

tion der Erhaltung des Rechtsveriahrens, das Organ aber eine noetische 
Koordi.nate sdAmtlicher Rechtsverfahren. Aber — and das ist das Eigen-
tiimliche — auch das Organ selbst ist ein Verfahrenspr•dukt! Für die 
Theonie der Reobtserrfahrung bedeutet „Organbildung" nict;hs anderes, als 
ein besonde•res Rechtsverfahren, in welchem eine „Organ" genannte beson-
dere Rechtssatzregel, als die Regel waterer Verfahren, erzeugt wird. (Staat 
and Recht. S. 1062.) Diese „wechselseitige Immanenz" des Organs and des 
Verfahrens, überhaupt des Reclitssatzes and des Tatbestandes, der Noesis 
and des Noema, ist der Hauptfehler der Staatsorgantheorie Sandérs. Worm 
besteht dies „wechselsedtige lm±manenz"? „Alle Tatsadien" - sagt 
Sander — „sind rechtserhebliche Tatsachen nicht in bezug auf beliebige 
Urteilsstandpunkte, auf .konstante logische Koordinaten, sondern ledighich 
in bezug auf best/made Urteilsstandpunkte (der „berufenen Organe"), auf 
variable reehtliehe Koordinaten, in bezug auf Rechtsvertahren. Die" „Tatbe-
stdnde" sind ausschliessliclr das intentionale Korrelat von bestimmten Akten, 
den Rechtsakten, welche nur in Rechtsverfahren (von „Organen", nicht von 
jedem beliebigen „Menschen") volhlzogen werden ikönnen: nur in Rechts-
verfahren tritt originür gebende Anschauung rechtserheblioher Tatsachen 
auf." (Der Begr ff der Rechtseriahrung. Logos. XI. 1923. S. 299.) Diese 
Orga.n.bezogenheit der Tatbestnde wird von Sander mit dem grössten 
Nachdruck betont. In der Region der Urteile des Rechts tritt nach Sander 
eine besondere „Bedeutungsvariable"; die „Organvarialile" auf, welche die 
rechtlichen Bedeutungskomplexe vonalien anderen Bedeutungskomplexen 
unterscheidet, )ihnen aber auch voile rechtliche Bestinimtheit verleiht. (Kel-
sens -Rechtslehre. Kampfschri,ft wider die norma.five Jurisprudenz. 1923.. S. 
136.) In den Urtei'.en des Rechts entspricht nach Sander einem jeden 
Momente der „Noesis" ein Moment des „Noema." Die Form der Auffassung 
der rechtserheblichen Tatsachen, die „Noesis", steht unter souveranen noeti-
seben Axiomen, die Axic+me der noetischen Logi:k des Rechtes sind. (Zu-
stdndigkeit", „Organberufung", „freies Ermessen", „Rechtskraft"). Diese 
axiomatischen Momente des Rechts rind kein fiber dem , positiven Rechte 
stehendes Recht, überhaupt kein Recht, sondern ausgehobene abstrakte 
Momente des Rechts, diejenigen Momente, welche in alien aktuellen Rechts-
(Verfahrens-) Funiktionen „beharren"; das immanente Wesen des positiven 
Rechts. (Zur Methodik der Rechtswissenschaft. Kantsstudien XXVI.II. 1923. 
S.. 292. 299.) Aus diesen noetischen Axiomen hebt spüter Sander die „Zu-
stündigkeit" als das Wesensmoment der Organakte and Rechtsakte iiber- 
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gische Aufgabe. Die Rechtsqualitüt des primüren Rechtes ist 
eine Voraussetzung der positiven Rechtswissenschaft. Die 
Rechtsqualitüt des primüren Rechtes kann nur auf metajuristi-
scher Grundlage, mittels ausserrechtlicher, besonders soziologi- 
scher, Relationen, konstatiert werden. Die 1rTrsprungsbezíehung - 
des primüren Rechts kommt also für das juristische Denken 

haupt hervor, ,auf welches ,auch die „Rechtskraft" — worunter Sander den 
Modaiiiütscharra•kter, die „Möglicahkeit", „Winklic.hkeit" oder .„Notwendig= 
ke+it" sümtitlicher Rechtsurteile versteht — zurückzufüfi•ren. Ist, da ja „Mög- 
lichkeit", „Wirklich'lceit" und „Notwendigkeit" 6m Rechte nur eine Mög+lich- 
keit, Wir(khchkeit oder Notwendigkeit für Organe bedeuten kann. Alle 
Rechtserleb:nisse )ha+ben naah Sander zwei lntention+ál:itdtsr+ichtungen, die 
eine geht -auf das abjekt, anaff den „Tatbestand" und die andere auf das 
SuNekt, auf das „Organ" .hin. „Organ" und „Tatbestand" sind aber keine 
„D.inge an sieh", keine jenseits de's vollen Rechtsseins, des rechtlichen 
Noma stehende Substanzen. Wie die Tatsachendinge im Rechtsbewusstein 
durch notm!a+tisclae Mamente, so ist. das „Organ" dasel!bst dűrch noetische 
Momente vertreten („Zustünd+i,gkei+t", „Rechtskraft"). Und da jedem noe+ti- 
schen Mounente ein noennatnsches Moment entspricht, finder' wir sü,m+tliche 
„subjektiiive" und „objektive" Momente des Rechts, dieses Subjelkt-Objekt- 
verhültnisses in dam rechdlichen Noerna, ian vollen Rechtssátze, in dem 
reohtserheblichen Tatbestande vertreten. Nach alldem ist Recht für Sander 
'„jeder Z_ usa,mnlen:hang von Realurteilen, welcher dem Axiorne der Zustdn- 
diglkeia untersteht." (:1. c. S. 308-310.) Die Zustündigkeit ist in den Organ-
widen eine „active", in den a.uf Organake bezogenen Nicht-Organ-Rechts- 
akten eine „p. passive". Aktive und passhie Zustündigkeit sind innere begriff- 
iiche Wesensmomente, welche, wie +áille rechtsbegnifi+lichen Wesensn:omente, 
sich auf metarechtlích Reales beziehen. Zustü.ndig.keit ist dasjenige Rechts- 
wesensmoment, das die imetarecjhtliphe Tatsache der „Macht" im Recfits- 
bewusstseiln vertritt und syintbois'ert. (Staat und Recht als• Probleme der 
Phdnomen.ologie und Ontologne. Ztschr. f. ö.  R. Bd. IV. Heft 1-2. 1924. 
S. 176. ff.) 

Ist Sander seiner Meinung, dass die Rechtsordnung zu ihrer Kon-
kretisierung keiner Organe bedarf, urn Gegenteil sich sel+bst konkretisiert 
in Rechtsverfahren, innerhailb welcher das „Staatsorgan" nur bestinromte 
Rechtssatzifuniktionen bedeutet; dass in.nerhal.b dieser Rechtssa+tzfunktione,i 
die dinghaften Verknotungen der „Organe" nirgends zu finden sind; class der 
Begriff des Organs in die Lehre von der -  Rechtssubjektivitüt gehört, .welche 
gewisse Rechtssatzfuniktionen durch Beziehung auf individuelle- und- postu= 
lierte Gemeinscha+ftszwedke subjekfaivitiert (Staat und Recht. 'Prolegoanena 
zu einer T.heorie der Rechtserfiaihrun+g. 1922. S. 641. 676.), ist Sander dieser 
Meiaíung treu geblieben? Mit dieser radika+len Ausrottung des Organ- 
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. nicht in Betracht. Die Subjektsbeziehung .des Ursprungs des 
sekund ren Rechts steht dagegen bereits unter voller positiv-
rechtlicher Determination, denn die Rechtsqualit t des sekun-
d ren Rechtssatzes and die Organqualit t des l ,rzeugers der 
sekundren Rechtsnorrn kann aus dem Inhalte des primdren 
Rechts, also juristisch festgestellt werden, ist eine reine positiv-
rechtliche Relation. 

begr.iffs jst die von Sander so emphatisch hervorgehobene Organbezogenheit 
samtlicher Rechtsurteile un,verei'nbar. 

Wir wissen. nicht, ob Sander — wie Marck meint -= mit der höchsten 
Überspannung des Logismus den Logismus überwvinden will. (Substanz-
und Funktionsbegritff in der Rechtsphilosophie '1925. S. 49.) Der Haupt-
fehler Sanders, wie Kelsens ist aber nicht die Überspannung der logischen, 
.sondern • die Überspannung der juristischen Betrachtung. Nicht die Logik, 
sondern die Rechtswissenschaft ist es; deren Tragfahigkeit die „reine 
Rechtslehre" ebenso übersóhdtzt, wie die „Theorie der Rechtserfahrung". 
Mán sollte doch bedeniken, lass für beide Lehren sümtliohe Fdden, die 
das Recht mit der Kultur verbinden, einnach iabgeschnit-ten, die Beziehungen 
des Rechts dui die Kulturwirklichkeit and die Welt der Werte zu „ethiscll-
pol:ittischen Postolaten" gebrandmarkt and jeder Obje(ktivitát entzogen sind. 
Es ist aber eine unerhörte Überspannung der positi,vrechtlichen Methode, 
\Venn man -alle Kultur- and Wertbeziehungen des positiven Rechts in 
„Rechtsfunktionen" abb,ilden will. Wenn Sander • keinen „Mensch", keine 
„Person", .ketin „Organ", kein „richtiges Reeht" -ánerkennt, sondern nur 
was ,aus aildem im Rechtsverfahren dargestellt wird: so ,fi.ihrt er nicht den 
Reahtslogismus, sondern den -  Rec/itslogismus, nicht die Logik, aber die 
Réchtswisse,ischaft ad 'absurdum! Die Noamlogik Kelsens ist ebenso eine 
Überspannung der positivrechtlichen Methode — die reine Rechtslehre 
7(élsens verschlingt auch die „Person", den „Willen",'die „Pflicht" usw. —
wie die Verfahrenstheorie 'Sanders. Es sollte aber der Umstand, Bass aus 
der Perspektive der Rechtslogik, für das juristische Denken die ganze 
„metarechtliche Welt" zu blossem Tatbestande.wird, den die Proportionali-
tüt seiner •Gedanken noch nicht ganz verlorenen Juristen doch nicht darüber 
:hinwegtduschen, class das Recht selbst and mit ihm :auch die Rechtslogik 
ja umgeikehrt gerade in dieser „metarechtlichen Welt" ihre Determinanten 
haben! Die soziologischen, Kultur- und Wertrelationen des Rechtes in posi-
tivrechtliche Relationen restlos aufiulösen ist unmöglioh. Die Rechtsrela-
tionen rind in den Zusammenhang mannigfacher soziologischer, Kultur- and 
Wertrelationen eingefügt, können also diese sie umifassenden Zusammen-
hünge nicht umfassen. 

Wenn Sander das Staatsorgan and das Rechtsurteii in „wechselselti-
ger Immanenz" begreifen will, so übertritt er die Grenzen der juristischen 



133 

- Die Rechtsorganfunktion füllt eindeutig mit-der Erzeugung 
(Setzung und. -Vollziehúng) dir.s sekundcirén Rechts zusammen: 
Das sekunddre, auf der arundtage der primüren Rechtsnorm,  
erzeugte Recht kann : .auf keine andere .. .We'isé, als' dutch  
Rechtsorgane erzeugt . werder>'. • Das Wesen der Rechts= 
organfunktion is alsó der. 'Ursprung des se'kunddren Rechts: 
Rechtsorgan ist also dásjenige Subjekt, welches vom primüren 
Rechte iu.r Erzeugung des sekunddren Rechts del .egiert wird. 
Es ist nun überaus merkwürdig, dass *  für  die  juristische 
Betrachtung gerade . die Subjektivitcit dieses Rechtsorgan- 

Betrachtung. Denn - im Sinne der Auffassung Sanders w,ird das 'Urteit des 
Rechts durch die Organbezogenheit (das noetische Axiom der Zustándi;;- 
keit), das Organ aber durch (his  -es kon,Stituierende Rechtsurtei( begrüfrlich 
bestimmt. Wie kann aber die •echtssatzquaLitát desjenigen Rechtssatzes 
íestgesteli:t werden, der die. Organqua+lltát dem Organe • verlefht? .Auf der 
Stufeníolge der Rechtssátze muss, man notwendi:g zit einern Rechtssa•tze 
gelangen, fiber welche:m es keinen höheren Rechtssatz . mehr gibt, dessen 
Organbezogenheit. also juristisch mehr iko,n:stati.er.t werden 'kann. Es 
ist also nich.t wahr , das jedes Rechtsurteil au•f positivrechfil.iche 'Org:an- 
koordirnaten bezógen int, denn der Erzéuger des primáren Re.chts k:ann ruicht 
positivrechtlich qualifiziertes 'Rechtsorgan sein. Das Sandersche Kriterium 
der Organqualitát — die notwendige Organbezogenheit aller Rechtsurteide = 
kann nicht awfrecht enhalten werden. Die..jr;ristische Betrachtung kann die 
Rechtsorganfunktion erst- ant  Grund des pr?anáren- Rechts ergreifen, die

••Organ.bezogenheia. des priimá.ren Reohtssatzes iiberstegt die Grenzen der 
junistisch•ri • Betráchturig, bedeutet eine Organbeziehung turn primáren 
Rech-tserzenger. Die . Organbezogenheit .. des primáren Pecht.s ist 
eine soziologische Relation; die  kelne  positivrechtliche . Determination 
hat. Sander. . will  ja den Begriff des positiven Rechts gerade durch 
d•iese Organbezogeniheit besUimmen. Das Ergeb•is dex „wechseiseitigen 
Immanenz" ist also, dass weder die Definition des Rechts, nocli die des 
Staatsorgans gelimgt. Saitd,er scheitert mit seiner Organtheorie auf deanseh 
hen Punikte, wo er die . juristische Bétrachtung durch die „immanente• 
Bestimmung des Rechtsbegri+fifs überspannt: •  

14 Dr. ,Adod!f Merki: Die Lehre von der Rechtskr.a,ft, entwickelt aus 
dem. Réchtsbegriff. 1923..Vgl. Moór: A jogerő problemája és a jogrendszer 
lépcsőzetes ,tagozádásánalk leóriáj_a. (Ung:arisch) Magyar  Jogi Szemle V. 
Ja,hrg. No. • II. 1924. Síehe 'áuch: Alfred Verdross: Die Einheit des recht= 
Lichen Wel.tbildes auf Grundlage der Vöikerreahitsverfassung. 1923.. S. 81-82. 
und dazú: Moór: A nemzetközi alkotmány, a nemzetközi jog és az állami 
szuverénitás problemája. (Ungariscb) Magyar Jogi 'Szemle V: .lahrg: - No. 
IV--V. 1924. . 
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Subjekts wegfüllt and lediglich als Tatbestarid der Rechts-
erzeugung in Betracht kommt. Die Subjektivitüt des Rechts-
organs kann seitens der juristischen Betrachtung nur als 
Rechtspersönlichkeit erfasst werden, aber diese Rechtspersön-
lichkeit des Recbtsorgans ist keineswegs der adaeqúate Aus-
d ruck seiner Rechtsorgansubjektivitüt. 

Die möglichen Funktionen der Person im Rechtssinne 
beschrünken sich auf die Ausübung von Rechten, Erfüllung von 
Pflichten and das Begehen von Rechtsverletzungen. Es ist nun 
möglich and sogar 'notwendig, dass das Rechtsorgan, indem es 
das sekundüre Recht erzeugt, dadurch auch seM subjektives 
Recht aúsübt oder seine Pflicht erfül!lt. Aber abgesehen dawn, 
dass die Rechtsverletzung der Rechtsorganfunktion nie prödi-
kabel ist, erschöpft die Reohtsaus:übung and Pflichterfüllung 
den Sinn der Organfunktion keineswegs. 

Subjektives Recht und Kompetenz bedeuten beide „die 
Möglichkeit der Erzeugun .g von Rechtswirkungen durch 
erlaubte Handlungen. Aber die Rechtswirkungen, deren 
Erzeugungsmöglichkeit das subjektive Recht bedeutet, sind auf 
den ruhenden B.ezielhungspunkt der 'Person bezogene, auf das 
Rechtssubjekt reflektierte Rechtswirkungen; die Rechtswirkun-
gen hingegen, deren Erzeugungsmöglichkeit die Kompetenz 
bedeutet, sind auf das abjektive Recht selbst bezogene, inner-
halb des objektiven Rechtes sich abspielende Rechtsverdnde- 
rungen. Der Unterschied des rein objektiven and des inter-
personalen Rechtsbegriffs ist es, die in der Verschiedenheit der 
Bedeutung des subjektiven Rechts and der Kompetenz erscheint. 

Derselbe Unterschied offenbart sich in der Bedeutungs-
differenz der Begriffe „Vollm°acht" and '„Delegation". Die Voll-
macht setzt mindestens zwei Personen im Rechtssinne - voraus, 
den Vertreter and den Vertretenen, erzeugt immer ein Rechts- 
verhültnis unter Personen. • Dagegen ist die Delegation eine 
Ermüchtigung des Rechtsorgans seitens des primüren Rechts- 
erzeugers zur Erzeugung sekundüren Rechts. Da der primüre 

lő So best.immt Moór den Begriff des stNektiven Rechts. Bevezetés 
a jogfilozófiába. (Ungarisch) 1923. S. 208. Vg1. meine Rezension in der Zeit -
schrift fiir öffentliches Recht Bd. IV., Heft 5-6. 1925. S. 644-649. 
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Rechtserzeuger nicht Person im Rechtss.inne sein kann, die  
Rechtsorgansub.jektivitüt aber nicht als Rechtspersönlichkeit zu 
erfassen-ist, kommt die Delegation für die juristische Betrach- 
tung keineswegs als ein interpersonaler, sondern als ein rein 
objektiver Rechtsbegriff in Betracht. Sowohl der Vertreter, als 
auch der Vertretene fallen für die juristische Be.trachtung im 
Falle der Delegation einfach weg. Die Delegation schafft also 
nicht zwischen Personen, sondern zwischen Teilen des objek- 
tiven Rechts ein Verhültnis.  

Für die soziologich feststellbaren Handlungen der Aus-
iibung von Rechten, Erfüllung und Verletzung von Rechts- 
pflichten gibt es eine adaequate juristische Darstellung in den 
Funktionen der Person im Rechtssinne: der juristische, dem 
objektiven Rechte entgegenstehende, das Normsubjekt ver -. 
tretende Reziehungspunkt der  Rechte ausübenden, pflicht- ' 
erfüllenden und verletzenden menschilichen Handlungen, der 
juristische Subjekts-Abhub des Rechte ausübenden, Pflichte 
erfüllenden und verletzenden Menschen ist die Person im 
Rechtssinne. Solchen adaequaten Ausdruck der Handlungen der 
Rechtserzeugung, 'solchen den Normsetzer vertretenden sub- 
jektiven Beziehungspunkt der rechtserzeugenden mensch- 
lichen Handlungen, solclien. juristischen Subjekts-Abhub des 
rechtserzeugenden Menschen würde man in der juristischen 
Begriffswelt vergeblich suchen. 

Wohl gibt es aber einen juristischen Objekts-Abh'ub der 
rechtserzeugenden Handlungen in dem juristisch feststellbaren 
Tatbestande der Rechtsorganfunktion. Die offenbare Unmöglich- 
keit eine.n adaequaten juristischen Subjektsbegriff des Rechts- 
organs zu finden, führt abermals zu der Frage, ob n2cht auch die 
Sonderstellung der personallen Sphüre gegenüber der objekti- 
ven Rechtssphüre nur ein Schein ist? Ist die Person im Rechts- 
sinne nicht auch in demselbén Sinne, wie der juristische Rechts-
organbegriff, nur ein objektiver Tatbestands-Abhub der bezüg- 
lichen Handlungen.? Wenn die Ermittelung des Inhalts der 
Rechtssütze d ie einzige Aufgabe der juristischen Betrachtung 
ist, müssen dann Rechtsorgan und Person nicht -  in demselben 
Sinne als Norminhalt aufgefasst werden? Wenn Rechtssubjek- 
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tivitüt and Tatbestand der Rechtsorganfunktion in gleicher 
Weise Norminhalte and nur das sind, wie lüsst sich dann noch 
die Unterscheidung der rein objektíven and der personalen 
Rechtsbetrachtung aufrecht erhalten? Ist es nicht so, dass nut.  
die -Tatbestandsbetrachtung als Rechtsinhaltsbetrachtung eine 
juristische, and zwar eine rein objektíve, ist, die personale and 
•die auf die blosse Rechtsform des objektíven Rechts gerichtete 
Betrachtung aber als metajuristische Denkweisen zu bezeich-
nen sind? 

Es kann nun zugegeben.werden, dass das Ziel der Rechts-
wissenschaft die systematische Erkenntnis des Rechtsinhaltes 
ist. Wenn man aber bei dieser Selbstverstündlichkeit nicht 
stehen bleibt, :sondern die Frage stellt, auf welchem Wege die 
Rechtswissenschaft zu diesem Erkenntnisziel gelangen kann 
and welchen Sinn die Rechtsinh'altsfeststellung der Rechts-
wissenschaft hat, so gelangt man zu der Einsicht, dass  einer-
seits die Feststellung der Rechtsqualitöit eine Voraussetzung der 
Feststellung des Rechtsinhalts ist and abgesehen von der die 
Voraussetzung de.r juristischen Betrachtung bildenden Rechts-
qualitüt des primiiren Rechts, die Aufgabe der juristischen 
Erkenntnis bildet and dass andererseits nicht bloss die Fest-
stellung des Rechtsinhalts für sich, sondern auch die Anwen-
dung des Rechtssatzes auf w.irkliche odes hypothetische „Fülle", 
also die Feststellung des Rechtsinhaltes in bezug auf gewisse 
„Fülle" eine besondere Aufgabe der juristischen Betrachtung 
and ein spezifisches methodisches Mittel der systematischen 
Erkenntnis des Rechtssatzinhalts für sich ist. 

Es ist auch richtig, dass die Rechtsorganfunktion, wie 
übrigens auch die personale Organfunktion für die juristische 
Erkenntnis vorerst nur als Tatbestand, als Rechtsinhalt in 
Betracht kommt. Aber wie verschieden ist gerade der juris-
tische Sinn dieser Tatbestdnde, dieser Rechtsinhalte! Der 
Tatbestand der Rechtsorganfunktion, als Inhalt des dele-
gierenden Rechtssatzes beschüftigt die juristische Betrach-
tung ausschliesslich zwecks Feststeliung der .  Rechts-
qualitüt des delegierten Rechtssatzes. Das Ergebnis der 
Rechtsorganfunktion, die Rechtsrelevanz des im pri-müren 
Rechtssatze • enthaltenen Rechtserzeugungstatbestandes ist 
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einzig und allein der objektive sekundüre Reohtssatz 
und dieser Rechtserzeugungstatbestand als Rechtsinhalt hat 
für die juristische Betrachtung ausschliessilich in bezug auf 
die Rechtsqualitüt des delegierten Rechtssatzes Bedeutung. Der 
Sinn des Tatbestandes der Rechtsorganfunktion, wie auch seine 
Rechtsfolge ist also ausschliesslich der Ursprung sekundüren 
Rechts, also eine rein objektive, innerhalb der Teile des Rechts 
bestehende Relation. Der Tatbestand der personalen Organ-
funktion dagegen kommt keineswegs als der Ursprung 
objektiver, sondern subjektiver Rechtsvertatnisse in Be-
tracht. Ergebnis und Rechtsrelevanz des Tatbestandes - der 
personalen Organfunktion sind immer das Erwerben oder 
Ausüben von Rechten, Erfüllung oder Verletzung von . 
R'echtspfl+ichten oder genauer: subjektive Rechte und Pflich-
ten. Siubjektive Rechte und Pflichten sind aber . nicht 
mehr Tatbestánde, sondern tatbestands- und insbesondere 
personbezogene Rechtsrelationen. Die Erkenntnis dieser Rela-
tionen ist aber nicht weniger eine juristische Erkenntnis, als die 
Erkenntnis der Rechtssatzqualitiit sekundüren Rechts. Rechte 
und Pflichten zu haben und objektives Rechts zu erzeugen, in der 
Sub ;jektsbeziehung des Ursprungs und in der des Hingeltens zu 
stehen ist gewiss etwas Verschiedenes.Beide Situation .en werden 
fiir die juristische Betrachtung vorerst zu Tatbestünden, Inhal-
ten von Rechtssützen. Der juristische Sinn des Tatbestandes 
aber ist im ersten Falle das personale Entgegenstehen des 
Rechts- und Plichtsubjekts, ism zweiten die Ursprungsrelation 
sekundüren Rechts. Rechte und Pflichten sind aber ikrem Sinne 
nach ebensowenig blosse Tatbestünde, als die Rechtssatzqualitüt 
sekundüren Rechts. Vielmehr sind Rechte und Pflichten sub-
jektsbezogene Rechtsrelationen, der Ursprung sekundüren 
Rechts eine rein objektive Rechtsrelation. Die. juristische Aus-
deutung des Tatbestandes, des Rechtsinhaltes „Rechtsorgan-
funktion" fiihrt zum Ursprung sekundüren objektiven Rechtes, 
zur Feststellung von Rechtsqualitüt, die des . Tatbestandes, „per-
sonale Organfunktion" zum Ursprung subjektiver Rechte und 
Pflichten, zur Feststevlung von personalen Rechtsverhültnissen. 
Der juristische Sinn der Rechtsorganfunktion 1st die sekundüre 
Rechtsqualitüt, der der personalen Organfunktion 1st die dem 
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Rechte entgegenstehende Rechtssubjektivitát. Die im Dienste 
der systematischen Erkenntnis des Rechtsinhalts ste.hendz Fest-
stellung dieser Rechtsrelationen aus dem Aufgabenkreis der 
juristischen Betrachtung auszuschliessen, bedeutete eine unbe- 
g'ründete Verengung der Perspektive der juristischen. Erkenntnis. 

Rechtsorganfunktion und personale Organfunktion stehen 
jedoch nicht beziehungslos nebeneinander da. Es lüsst sich 
ndmlich eine notwendige Prddikabilitüt der Rechtsorganfunk- 
tion und der Personfunktion und dementsprechend eine • mög-
liche Prüdikabilitüt der Rechtsorganfunk-tion und der perso- 
nalen Organfunktion festste+llen. Das bedeutet ,keine Vermengung, 
sondern eine wechselseitige Zuordnung von rein abjektiven und 
personalen Rechtsbegriffen. Das Rechtsorgan ist nicht als 
Rechtsorgan Person, sonde.rn einem jeden Rechtsorganbegriffe 
der rein objektiven Rechtsbetrachtung entspricht ein Person-
begriff der subjektsbezogenen Rechtsbetrachtung. Die Person 
ist nicht áls Person Rechtsorgan, sondern einem jeden Person- 
begriffe der subjektsbezogenen Rechtsbetrachtung entspricht ein 
Rechtsorganbegriff der rein objektiven Rechtsbetrachtung : 
dasselbe, was rein objektiv betrachtet ein Rechtsorgan ist, ist 
subjektsbezogen betrachtet eine Person und umgekehrt. 

Da nun die Rechtsorganfunktion eindeutig mit .der sekun- 
düren Rechtserzeugung zusammenfüllt, die Personfunktion aber 
in die Funktianen der Rechtsausübung, Pflichterfüllung und 
Pfilichtverletzung sich verzweigt, ist noch zu untersuchen. 
welche Personfunktionen der eindeutigen Rechtsorganfunktion 
und welchen Personfunktionen • die Rechtsorganfunktion prddi- 
kabel ist. Die positivrechtliche Delegation bedeutet, subjekts -  
bezogen betrachtet, immer auch ein subjektives Recht in dem 
Sinne, dass gerade diese und nur diese menschlichen Handlun - 

gen zur Erzeugung • des delegierten Rechtssatzes unerlüsslich, 
als sekundüres Recht anderen Personen verbindend sind. 
Der Rechtsorganfunktion ist also diePersonfunktion der Rechts- 
ausübung notwendig prüdikabed. 

Der -Personfunktion der Rechtsverletzung ist nun offen- 
i sichtlich keine Rechtsorganfunktion 'prüdikabel. Die Rechts- 

x verletzung kann niemals legitime, sekundrire Rechtserzeugung 
 ergeben. Die Ptlichtertüllung hat nur dann eine prüdikable 



139 

• _Rechtsorganfunktion, wenn sie die Erfüllung einer Réchtsptlicht 
ant sekundcire Réchtserieugung ist. Der Ausübung von Rechten 
nun ist eine Rechtsorganfunktion notwendig prddikabel, da éine 
jede Rechtsaus"úbung entweder eine 1(onkretisierung oder eine 

. zwangsweise Durchtührung des das subjektive Recht verlei= 
henden Rechtssatzes zur Folge hat. Wer sein Recht ausübt, 
.gerdt auch in eine Ursprungsbeziehung zu dem auf Grund des 
das subjektive Recht verleihenden Rechtssatzes zu erzeugenden, 
also positivrechtlich delegierten konkreten Rechtssatze mid  zu 
dessen Zwangsverwirklichung. Der Rechtssatz, class  das Dar- 
lehen -zurückzuerstatten ist, verleiht A, dem Hingebenden, ein 
subjektives Recht gegenüber B, dem Empfdnger. Dieser 
abstrakte Rechtssatz aber ist nicht identisch mit der konkreten 
Verbindlichkeit B-s, das Darlehen faktisch zurückzuerstatten. 
Die Erzeugung oder Nichterzeugung dieser konkreten Rechts- 
-norm hdngt allein von. der Ausübung oder Nichtausübung des 
subjektiven Rechts von A ab. Wenn A sein Récht nicht geltend 
_macht, so ist der abstrakte Rechtssatz mit seiner anktion auf 
B einfach unanwéndbar: Die Delegation -zur Kornkretisierung des  
abstrakten Rechtssatzes ist das Prddikat des subjektiven Rechts 
in der rein objektiven Rechtsbetrachtung. 

Wdhrend also jeder Rechtsorganfunktion eine Person- 
funktion prddikabel ist,. hat  aus den Personfunktionen nur die 
Ausübung von-  Rechten notwendig, die . Pflichterfüliung nur 
ausnahmsweise, die Pflichtverletzung aber nie eine prddikable 
Rechtsorganfunktion. 	•.  

Dementsprechend hdngt die  Entscheidung der Frage, ob 
einer Rechtsorganfunktion eine personale Organfunktion prddi- 
kabel ist, einzig davon ab, ob die dem Rechtsorgan prddikab:le 
Person eine konstruierte .. oder eine nichtkonstruierte ist. lm 
..ersten Falle ist die Prddikabilitdt notwendig, im zwe.iten aus- 
_geschlossen. Umgekehrt ist eine  Rechtsorganfuriktion jeder in 
einer Ausübung von Rechten bestehenden perso;nalen 'Organ:  
_iunktion notwendi prddikabel, wahrend der eine . Pflicht-
erfüllung bedeutenden personalen Organfunktiont nur ausnahms- 
weise, der eine Pflichtverletzung bedeutenden aber nie eine 
Rechtsorganfunktion entspricht.  
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Die Staatsórgantheorié setzt nicht nur die Begriffe des 
Rechts, des Rechtsorgans-, der Person im Rechtssinne und des 
rechtspersonalen Organs, sondern als eine spezielle Organ- 
theorie auch den Begriff des Staates voraus. Der Begriff des 
Staates hat aber so viele Bedeutungen, dass die Richtigkeit einer 
jeden den Staatsbegriff voraussetzenden Theorie in hohem 
Maasse davon abhangt, welcher Staatsbegriff es ist, auf den sie 
gestüzt wird? - 

Hier soil von der Auffássung ausgegarrgen werden, dass „der 
Staat durch die Einheit irgendeiner Rechtsordnung könstituiert 
wird", dass, „dér Rechtsbegriff das logische Prius, der Staats-
begriff das Posterius ist"; dass „die Gültigkeit und das tatsiich= 
fiche Befolgtwerden eines bestimmten Normsystems dazu not- 

wendig ist, dass von-einem Staate gesprochen werden .könne``, 
dass „der Staat éine entwickeilte Gestalt der menschlichen 
selisehaft ist": „diejenige Gruppe der durch die Einheit einer• 
entivickelteren Rechtsordnung in  eine Einheit gefassten zusam-
menwirkenden menschlichen Handlungen, die aus der Zu- 

-sammenvirkung von} Rechtserzeugern • und fRechtsanwendern 
hervorgéht." 16  • . . 

Der so bestimmte Sfaatsbegriff ist ein rechtsphilosophi - 

scher, des Naheren ein rechtssoziologischer, denn er begreift . 

den Staat als ein durch das faktisch befolgte Recht konstituier- 
te .s soziales Gebilde, als eine Folge des Rechts, ja sogár gerade 
als  eme  Wirkung des tatsach!lichen Befolgtwerdens, áIs Úrsache.. 
Welche Entwickelthei:t und Einheit einer Rechtsordnung .  dazu 
nbtwendig ist, dass die dadurch in eine Einheit gefass te Gesell- 
schaft schon oder noch als Staat Mtrachtet werden körme, das 
ist eine Frage der - Anwendbarkeit soziblog"ischer, politischer, 
philosophischer .  oder historischer Staatskategorien, welche letz-
teren also - der rechtsphilosophische Staatsbegriff umspannt und 
in diesém Sinne gerade auf sie, als seine Bestandteile, gestützt. 
ist. Die Grundforderung, die auf Grund dieses totalén Staats- 
begriffes gegenüber  alien anderen Staatskategorien erhoben 
werden kann, besteht darin, dass die Konstitution des Staates - 

]6 Julius Moór: Bevezetés a jogfilozófiába (Ungarisch) 1923. S_ 
218-220. 
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'lurch die Ei.nheit der Rechtsordnung von aller Staatswisse_n-  
schaft anerkannt werden muss. Da die in der Einheit .des posi-
tiven Rechts begründete .Konstitution des Staates • die gemein - 

same Voi•aussetzung aller Staatswissenschaften ist, kann- der . 

totale Staatsbegriff als. die universale . staatsphilosophische  
Staatskategorie betraeh.tet werden.  . 

Die Völkerrechtswissenschaft kennt wo hal diesen •univer-  
salen, staatsphilosophischen, totaleri •Staatsbegriff, es Kann- also  
keine Rede davon se:i.n, dass der positivrechtliche Staatsbegriff  

gegenüber an:deren Staatsbegriffen vielleicht „eng", . sein . könnte. 
Im Völakerrecht gelangen sümtliche soziologische, politische, 

-philosophische und historische Staat.s'ka#egorien .zur Rechts- 
relevanz. . -  

• 	Die spezifische Staatsrechtswissenschuitl' jedoch, die urn 
die staatsrechtliche Persönlichkeit, Pflichten und Rechte des 
Staates weiss, begreift den totalen Staatsbegriff keineswegs. Es 
kann bewiesen werden, class der totale .-Staatsbegriff und der 
Begriff der. staatsrechtlichen Staatspzrson. kontradiktorische 
Begriffe sind, class die staatsrechtliche Staatsperson eine posi- 
-tivrechtliche Staatskategorie von ganz anderer Bedeutung ist, 
als die Kategor.ie des totallen Staates. -  

Der totale Staat bagreift námlich : offenbar aucli die rechts= F1 ~ :y , 
erzeugende .Macht in sich. Die  Rech'tsm,acht; als eine. real0 - 

f.- --  

soziologische Kraft, ist der (lurch dié Éinheit .  des positivénu 
Rechts konstituierten Gesellschaft : dem Staate immanent. Dér 
-Rtchtserzeuger gibt das Recht dem totalen Staate nicht, von 
aussen, sondern zwingt es als eine in dieser totalen Staats- 
gesellschaft von innen wirkende .,reale Macht jenem Ganzen auf,  
dessen Teil auch er selbst ist. Man denkt im Shine des totalen  
Staatsbegriffs nicht auf jenen  partialen, tragmentlir.en Staat,  
der von der Staatsgesellschaft übrig bliebe wenn man von ihr  

die Rechtsmacht, als logisches Prins von Staat und •Recht»  
abstrahierte. Wenn aber o auf solche Weise die logische Prioritát  
in reaile . Transzendenz umgedeutet wird, so muss sowohl das  

17  Ureter Staatsrecht soR hier nicht ein bestimnmter Teil des öítent- 
lichen gegenüber dem pr:ivaten usw. Re.cht, sondern diejenige Rechtsord-  
nung, deren Eirnhent den Stoat k:onstituiert, in .ihrer Günze, also das staat-  
iiche gegenüber dent  überstaatlichen Rechte verstanden werden. 
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Recht, als auch der Rechtserzeuger als gegenüber dem Staate 
transzendent, weil e in 'Iogisches Prius, aufgefasst werden und 
kann unter Staát nur derjenige Teil der durch die Einheit des 
Rechts konstituierten Gesellschaft verstanden werden, welcher 
nach der Abstraktion der Rechtserzeuger noch übrig bleibt. BeL 
solcher Deutung ist der Staat lediglich die Gesellschaft der 
Gehorchenden und der das Recht Anwendenden und die Gruppe 
der Rechtserzeuger wesentlich ausserstaatlich. Bei solcher Deu- 
tung gehen in die Bedeutung des Staatsbegriffs lediglich die 
rechtsanwendenden, aber keineswegs die rechtserzeugendert 
Funktionen ein: der Staat ist so nur die Gruppe der rechts- 
anwendenden und gehorchenden, aber nicht der rechtserzeu-- 
genden menschlichen flandlungen. Dieser fragmentüre Staats- 
begriff umspannt die soziologischen, politischen, philosophi- 
schen und historischen Staatskategorien selbstverstdndlich nicht 
mehr, da die letzteren weit davon entfernt sind, das lebendige, 
nátürliche Ganze des Staates mit künstlicher Begriffskonstruk- 
tion in die zwei Gesellschaften der Rechtserzeuger und der -  
Rechtsanwender zu °zergliedern und dann gerade die gesell- 
schaft der Rechtsanwender gegenüber derjenigen der Rechts-- 
erzeuger als Staat zu begreifen, da ja gerade die letztere in  
ihrer Aktivitdt am meisten dasjenige vertritt, was diese Dis-- 
ziplinen das eigent'úmliche soziologische, politische und histo- 
rische Leben des Staates nennén. 

Gute Dienste kann aber dieser fragmentüre Staatsbegriff 
der Erkenntnis der spezifischen staatsrechtlichen Staatsperson 
leisten. Wenn man rndmlich den totalen Staatsbegriff mit dem_  
Begriffe der staatsrechtlichen Staatsperson vergleicht, wird dé,r-  
zwischen beiden bestehende logische Widerspuch sofort offen-- 
bar, wenn bedacht wird, dass das Recht wesentlich eine he- 
teronome Norm ist. Sowohl das Setzen, als auch das zwangs- 
weise Durchführen der Rechte und Pflichten ist gegenüber der -  
Person im Rechtssinne eine wesentlieh heteronome Funktion. 
Die Ursprungsbeziehung und die Hingeltungsbeziehung des 
Rechts haben wesentlich entgegengesetzte Richtungen: das 
der Sinn der Heteronomie des Rechts. 

Gegenüber dem totalen Staate aber, der auch den Rechts-
erzeuger wesentlich in sich begreift, welchem der Rechtserzeu- 
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14-er wesent!lich immanent ist, kann die Rechtsnorm nicht hetero- 
_now sein. Wenn das Recht auf den totalen Staat adressiert ware, 
so waren seine Forderungen nicht gegen ein von dem Rechts- 
erzeuger verschiedenes, sondern gegen ein auch den Rechts-
erzeuger in sich begreifendes .Subjekt gerichtet. Es hörte auf 
-eine heteronorne Norm zu sein und ware zu einer autonomen 
Norm geworden. Da es aber .  in diesem Falle aufhörte Recht zu 
sein, gelangt man zu dem Ergebniss:e, dass eine staatsrechtliche 
Rechtspflicht und ein staatsrechtliches subjektives Recht .des 
totalen Staates ex definitione ausgeschlossen sind, dass also 
der totale Staat auf der Ebene staatliehen Rechtes, auf Grund 
des staatlichen Rechtes wohl in einem ethischen oder konventio- 
nellen, aber nie im exakten rechtstechnischen Sinne Pflichte oder 
Rechte haben kann. Und da nun Subjekt von Rechtspflichten 
und subjektiven Rechten sein zu können das alleinige Kriterium 
der Person im Rechtssinne ist — dies aber seitens des totalen 
:Staates auf der Ebene staatlichen Rechtes ex definition.e aus- 
gesclilossen ist —, so kann festgestellt werden, dass die staats-
rechtliche Persörrlichkeit des totalen Staates ei.n ex detinitione 
ausgeschlossener, also .widerspruchsvoller Begriff ist. 

Der totale Staatsbegriff ist also keine . staatsrechtliche, 
sondern eine staatsphilosophische (sozioilog.ische, politische, 
historische) und eine völkerrechtliche Staatskategorie. Da das 
den totalen von dem fragmentaren Staate scharf unterschei- 
dende >=lauptkriterium die Immanenz des primören Rechts-
erzeugers ist, bedeutet der totale Staatsbegriff von der Ebenc 
des Staatsrechts aus betrachtet eigentlich nichts anderes, als 
ein Symbol des in die Konstruktion der staatsrechtlichen Staats-
person uneinfügbaren primaren • staatsrechtlichen Rechts-
erzeugers. . 

Dieser totale Staatsbegriff tritt uns in dem Kelsenschen 
Begriffe des .mit der totalen Rechtsordnung identischen Staates 
in normativer Umdeutung entgegen. Der Ketsensche Staatsbe- 
griff ist aber .noch weiter, als der totale Staatsbegriff. Denn das 
iiberstaatliche Recht und der rechtsidentische Staat schliessen 
-einander offensichtlich aus, da Staat nur die  totale Rechts- 
ordnu.ng genannt wird. Der totale Staatsbegriff schliesst da- 
gegen das überstaatliche Recht - keineswegs aus, da ja nicht 



144 

eine jede Rechtsgemeinschaft, sondern nur eine über einen 
gewissen Grad der rechtlichen Organisation hinaus fortge- 
schrittene Geseilschaft unter den totalen Staatsbegriff fzllt. 
Der wesentliche Unterschied zwischen dem Kelsenschen rechts - 

identischen und dém hier angenommenen totalen Staatsbegriffe- 
besteht aber darin, dass wührend — wie dargelegt — die staats- 
rechtliche .  Pérsönlichkeit des totalen Staates ausgeschlossen 
ist, Kelsen dem rechtsidentischen Staate Rechtspersönlichkeit . 

zuschreibt. Will man feststellen, ob Kelsen in diesem Punkte, 
wenigstens von seinem eigenen Standpunkte aus, Recht hat, so 
muss man bedenken, dass für eine jede nicht-naturreehtliche, 
also positive Rechtsbetrachtung übe,r jeden Zweifel erhaben 
feststeht, dass Rechtspersönlichkeit einzig und allein von dem 
positiven Rechte verliehen werden kann. Was bedeutet nun 
dieser Grúndsatz des Positivismus, wenn im Sinne der Auffas-
sung Kelsens unter Person das objektive. Recht, unter Person- 
qualitdt die Rechtsqualitüt verstanden werden muss? Dass die 
Rechtsqualitüt dem Rechte (= die Person.qualiti:it der Person} 
einzig und allein .vorn positiven Rechte verliehen werden kann. 
Es kann also auch in diesem Sinne von mit dem Rechte iden- 
tischen Personen inso'ange konseque .nt gesprochen werden, bis

•nur ein höherer positiver Rechtssatz aufzeigbar ist, welcher 
dem fraglichen Rechte Rechtsqualitdt (= der Person Person- 
qualitüt) . verleiht. Dieser höhere positive Rechtssatz ist aber 
gerade bei der` totalen Rechtsordnung begrifflich ausgeschlos- 
sén. Woher leitet denn Kelsen die Rechtsqu.alitdt der totalen 
Rechtsordnung ab? Aus der Grundnorm, als der Verfassung im 
rechtslogischen Sinne. Diese Norm aber = wie Kelsen aus - 

drücklich und richtig betont — ist sellbst nicht gesetzt, sondern 
lediglich von der Rechtserkenntnis vorausgesetzt: sie ist eine 
blosse rechtstheorefiisehe Hypothese. Die Rechtsqualiti:it der 
totalen Rechtsordnung wird also auch nach Kelsen keineswegs 
von positivern Rechte verliehen, sondern von einer in ihrer 
Normnatur von dem positiven Rechte grundverschiédenen logi- 
schen Idypothese. Wührend also die Teilrechtsordnungen (Per- 
sonen) ihre Rechtsqualitat (Persönlichkeit) von dem positiven 
Rechte (der totalen Rechtsordnung) erhalten; erhült die totale 
Rechtsordnung (die rechtsidentische Staatsperson) ihre Rechts- 
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qualitü.t (Persönlichkeit) nicht von dem positives Rechte, son- 
dern •  von einem In seiner Struktur von dem positiven Rechte 
grundverschiedenen logischen Grundsatze. Dass der Ursprung 
der Réchtspersönlichkeit in einer -  rechtstheoretischen I-lypothese 
und nicht in dem positiven Rechte liege, das ist ein Postulat, 
das mit dem universalen Rech:tspositivismus in sch roffem Ge= 
gensatze steht. Dér Positivismus kann zwar nicht umhin, den 
Ursprung des primüren Rechtes ausserhalb des Rechts zu 
setzen ; aber er kann gewiss davon absehen, die Rechtspersön -  
lichkeit von ausserrechtlichem Ursprunge abzuleiten. Da aber 
die Persönlichkeit der Teilordnungen eine aus dem positives. 
Rechte abgeleitete, die Persönlichkeit des rechtsidentischen 
Staates dagegen eine aus einem  logischen Prinzipe abgeleitete 
Persönlichkeit ist, so ist hieraus offensichtlich, dass der rechts- 
identische Staat nicht in demselben Sinne, wie die übrigen Per- 
sónen, eine Person sein kann, dass die positivrechtliche Persön- 
lichkeit des rechtsidentischen Staates ebenso begrifflich ausge- 
schlossen ist, wie diejenige des tota.len Staates. 

Die Unmöglichkeit einer autonomen Neteronomie, die 
logische Ausgeschlossenheit des gegenüber dem totalen Staate 
heteronomen Staatsrechtes ist es, das .die staatsrechtliche Per- 
sönlichkeit sowohl des totalen, als auch des rechtsidentischen 
Staates im letzten Grunde ausschliesst. Warum kann der tot(de 
Staat keine staatsrechtliche Persönlichkeit haben? Weil der irn 
totalen Staate immanente Rechtserzeuger den ihn selbst symbo-
lisierenden totalen Staat nicht auf heteronome Weise verpflich- 
ten und berechtigen kann. Warum kann der rechtsidentische 
Staat keine Rechtspersönlichkeit haben? Weil es keinen . posi- 
tiven Rechtssatz gibt, der der totalen Rechtsordnung Rechts- 
qualitlt (= Persönlichkeit) verleihen könnte. In der totalen 
Rechtsordnung die rechtslogische Grundnorm ebenso immu- 
nent, wie im totalen Staate der Rec-htserzeuger. Die rechts- 
logische Grundnorm ist eine . normlogische Abstraktion und 
ein Symbol des Rechtserzeugers. Die rechtslógische Grund- 
norm und der Rechtserzeuger skid gileich unfühig, über der 
totalen Rechtsordnung stehende, dem totalen Staate gegenüber 
heteronome positive staatsrechtliche Normen zu setzen. Diese 
únbedingte Unfühigkeit der Grundnorm oder des Rechtserzeu- 
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gers zur Erzeugung des iiber dem totalen Rechte stehenden, 
dem totalen Staate gegenüber heteronotnen objektiven positiven 
Staatsrechts schliesst die staatsrechtliche Persönlichkeit des 
rechtsidentischen oder totalen Staates von vornherein aus. 

Die  soziologische Realitüt des fragmentiiren Staates ist es 
-also, die in die Konstruktion der staatsrechtlichen Staatsperson 
in gleicher Weise hineingeht, aber auch vonCler Ganzheit ihrer 
soziologischen Bedeutung ebensoviel verliert, wie alle anderen 
zu Rechtsperson konstruierten soziologischen Realitáten. Die 
-staatsrechtliche Staatsperson steht den anderen staatsrecht- 
lichen Personen koordiniert gegenüber und bedeutet für die 
Rechtstheorie, ebenso wie jene, einen (konstruierten) Ztrrech- 
nungspunkt und eine zugeordnete I-landlungsfahigkeit. Diese 
fragmentüre Struktur des soziologischen Substrats der staats- 
-rechtlichen Staatsperson wird  besonders . offensichtlich, wenn 
die Rechtsmacht . durch auch dusserlich erkennbare Welt- 
-anschauungs-, Rassen-, 'Religions- oder gesellschaftliche Gegen- 
sütze von dem sog. Staatsapparate getrennt ihmgegenüber seine 
Pflichten erzwingt (das ist die Geste der Revolution) oder wenn 
umgekehrt eine den Schutz des schwach gewordenen bestehen- 
_den Staatsapparates siGh zum Ziel setzende junge . und frische 
soziale Macht siegreich durchbricht und ihre jugendliche Kraft 
der Erzwingung der subjektiven Rechte des Staates widmet 
:(das is die Geste der Gegenrevolution (Eascismusj). 

Sobald nun anerkannt wird, dass auch ein übérstaatliches 
-Recht möglich ist, gelangt man zu einem von dam staatsrecht-
lichen  verschiedenen, spezifisch völkerrechtlichen (iiberstaats-
rechtlichen). Staatsbegriffe. Auf dieselbe Weise, wie die soziolo- 

-giséhe Realitüt des fragnaentiiren Staates in die staatsrechtlich°, 
geht die soziologische Realittit des totalen Staates in die Kon- 
struktion der völkerrechtlichen Staatsperson ein. Das über- 
staatliche Recht ist ndmlich auch gegenüber dere totalen Staate 
lieteronom, der Erzeuger des überstaatlichen Rechtes steht 
begrifflich ausserhalb des totalen Staates, das überstaatliche 
Recht kann also auch dem totalen Staate gegenüber Rechts-
pflichten und subjektive Rechte statuieren. Das überstaatliche 
Recht konstruiert den totalen Staat zu einer Person im Rechts- 
sinne. 
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Wührend die staatsrechtlichen Pflichten oder Rechte des 
Staates niemals Pflichten oder Rechte des Erzeugers des Staats-- 
rechtes bedeuten, betreffen die vö!lkerrechtlichen Rechte und 
PfLichten die einzelnen Staaten gerade als „Máchte". Von der 
Ebene des Staatsreahtes aus betráchtet kann das primüre 
Staatsrecht niemals Personfunktion, also Pflicht oder subjek- 
tives Recht sein; aus der Perspektive der überstaatlichen 
Rechtsbetrachtung bedeutet hingegen die Erze:ugung des. 
Staatsrechtes auch eine Personfunktion- des völkerreehtlichen_ 
Staates. Die völkerrechtliche Staatsperson kann verpflichtet 
oder berechtigt sein zu der Rechtserzeiigung, die auf der Ebene- 
des Staatsrechtes allein al.s eine mit keiner Personfunktion 
vergleichbare Rechtsentstehung aufgefasst werden kann. Für 
die staatsrechtliche Betrachtung ist es. unvorstellbar, dass das 
primáre Staatsrecht als Pfl,ichterfüllung, Rechtsausübung oder 
Rechtsverletzung einer Personfunktion prádikabel sei; für die 
völkerrechtliche Betrachtung hingegen ist infolge der notwen- 
digen Prüdikabilitát von Rechtsorganfunktion und Personfunk- 
tion, der Staatsrechtserzieugnng imner eine Personfurnktion des 
völkerrechtlichen Staates prádikabel, ,bedeutet die Staatsrechts= 
erzeugung auch die Ausübung eines subjektiven Reahtes, even- 
tueYl die Erfüllung einer Rechtsplicht der völkerreohtlichen 
Staatsperson. Das VerhaLten des primüren Staatsrechtserzeu- 
gers kann sogar, völ,kerreahtlich betrachtet, geradezu eine der -  
Staatsperson zureahenbare Rechtsverletzung bedeuten, was 
für die Staatsrechtsbetrachtung von vornherein aúsgeschlos-- 
sen ist und infolgedessen selbstverstándlich die Prádika- 
bilitát von. Rechtsorganfunktion and Personfunktion auf.: 
hört, da in solchenn Falle nur von der Rechtsverletzung, 
als Personfunktion, aber nicht mehr von einer Völkerrechts-
organfunktion gesprochen werden kann. Das ist ganz selbst-- 
verstándlich, wenn bedacht wird, dass • der primáre Staats-
rechtserzeuger für die Staatsrechtsbetrac.htung weder Person, 
noch Rechtsorgan ist, für die Völkerrechtsbetrachtung aber irrr 
Begriffe der vdlkerrechtlichen Staatsperson als Person und 
ausserdem noch auch als Rechtsorgan. in Betracht kommt. 

Das Auseinanderfallen des totalen und fragmentüren Per- 
sonbegriffs kann nicht nu r an der Staatsperson, • • sondern án. 
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alien Personen im Rechtssinne beobachtet werden. Is bedeutet 
nichts anderes, als dass die Bedeutung des der Person prüdi-
kablen Rechtsorgans von der Persönlichkeit der Person nicht 
vollstündig aufgesogen wird. Die aus der der Person prüdi-
kablen Rechtsorganfunktion sich ergebende Rechtsnorm kann 
die dem Rechtsorgan prüdikable Person nicht total ergreifen. 
Die von dem der Person prüdikablen Rechtsorgan erzeugte 
Rechtsnorm kann die Person immer nur kraft der heteronomen 
Gültigkeit des über der Person stehenden Rechtes auf totale Art 
verpflichten oder berechtiger,. Sabald das fiber der Person 
stehende Recht entzogen wird, hört die Person auf dieselbe 
totale Person zu sein, Weil das dieser totalen Person prüdikablle 
Recht_ nicht mehr der totalen, sondern nur der fragmentüren 
Person- gegenüber heteronom sein- kann. Wie das der totalen 
Person prüdikable Rechtsorgan mit der Ausschaltung des über 
der Person stehenden Rechtes aufhört Rechtsorgan im positiv-
rechtlichen, juristischen Sinne zu sein — da es keine positiv-
rechtliche Delegation mehr haben kann — and so zu primürem 
Rechtserzeuger wird, so verliert damit -  gleichzeitig auch die 
totale (well auch den primüren Rechtserzeuger in sich be-
greifende) Person ihre positivrechtliche Persönlichkeit. Dass 
die Entziehung des über der Person stehenden Rechtes die° 
Rechtsorganfunktion and die Personfunktion der totalen Person 
notwendig zerreisst and die erste in den Ursprung des primüren 
Rechtes, die zweite in eine neue — dem neuen primüren Rechte 
entsprechende, der alten gegenüber fragmentüre — Person -
funktion verwandelt, bezeugt die wesentliche Verschiedenheit-
der Bedeutungsrichtungen von Person and Rechtsorgan. 

Diese radik'ale Trennung des totalen and fragmentüren 
Staatsbegriffs findet aber nur dann statt, wenn man die Person 
erst von der Ebene des über ihr stehenden Rechtes aus, als 
totale Person betrachtet, dann aber das überpersönliche Recht 
in Gedanken ausschaltet and so notwendig zu der Umsetzung 
der -  Rechtsorganfunktion in primrire Rechtserzeugung and der 
Personfunktion in eine fragmentöre Person, gelangt. Die totale 
and die fragmentüre Staatsperson sind auch nur dann zu unter-
scheiden, wenn man erstens die Staatsperson als eine von dem 
iiberstaatlichen Rechte konstruierte totale Persönlichkeit be 
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-trachtet, dann aber das überstaabliche Recht in Gedanken aus- 
schaltet und so die Völkerrechtsorganfunktion der totalen 
Staatsperson in das primüre Staatsrecht, ihre völkerrechtliche 
Persönlichkeit aber in die staatsrechtliche Staatsperson um- .  
setzt. Wenn es primd 	 gib res Staatsrecht 	t, so gil;t es nur eine 
tragmentiire Staatsperson; wenn es aber ein überstaatliches 
Recht gibt, so ist der positivrechtliche Staatsbegriff eindeutig 
identisch mit dem Begriffe der völkerrechtlichen totalen Staats- 
person.  Is ist keineswegs só, als ob es in demselben Reeks-
system  nebeneinander totale und fragmentüre Personbegriffe 
gábe : totale oder fragmentüre Persönlichkeit ist in bezug auf 
jedes Rechtssystem und in bezug auf jede Person nur als eine 
Alternative denkbar. Entweder gibt es ein iiber der totalen 
Person stehendes Recht und dann gibt es die totale Person. 
Oder es gibt kein über der tota►len Person stehendes Recht und 
dann gibt es auch keine totale, sondern nur eine fragmentüru 
Person. Eine jede Person ist nur kraft des fiber  ihr stehenden 
Rechtes Person im Rechtssinne: die Legit imation der Person 
ist in dem überpersönlichen Rechte. Die Einheit de s Rechts- 
systems verbürgt die ldenti.tdt der Person. 

Die abstraktive Isolat iori des der Person prüdikabíen 
Rechts spielt im. Falle der Staatsperson eine besondere Rolle. 
Die E rkenntriis, dass das überstaatliche Recht in seiner 
begrifflichen Struktur und Positiv.itüt nicht weniger, ails  das 
Staatsrecht, ein Recht ist, verbreitet sich nur langsam. Bis diese 
Wahrheit nich't oh'ne Vorbehalt anerkannt wird, bis dahin ist die 
Spekulation immer geneigt zur abstraktiven Isolation des 
Staatsrechtes gegeniüber dem  Völk:errechte und steht vor  'der 
Alternative der totalen und fragmentüren Staatsperson. Die 
Identitüt der Staatsperson setzt aber eine eindeutige Stellung- 
nah'me zur Frage des „Primats" des Staatsrechtes oder des 
Völkerrechtes voraus. Wenn das Staatsrecht das primüre Recht 
ist, dann ist für die positive Rechtswissenschaft nur die frag- 
mentüre Staatsperson gegeben. Wenn es aber ein, primüres 
Völkerrecht, also ein überstaatliches Recht gibt, dann konsti- 
tuiert dieses überstaatliche Recht -den totalen Staat zu einer 
Person im Rechtssinne. Die totale völkerrechtliche Staatsperson 
ist es, das das Staatsrecht nur fragmentár ergreifen kann, aber 
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wenn Völkerrecht and Staatsrecht ein einheitliches System 
bilden, so kann die fragmentáre Staatsperson nur die Spiege-
lung der totálen völkerrechtlichen Staatsperson auf der Eberle 
des aus dem Ganzen o  des Rechtssystems künstlich heraus-
gerissenen Staatsrechtes bedeuten. Die übrigen totalen Perso-
nen spiegeln sich ja auch nur fragmentár, wenn sie auf der 
aus dem Ganzen des Rechtssystems herausgegriffenen Ebene 
des der Person prádikablen Rechtes aufgefangen werden. Wenn 
es ein überstaatliches positives Völkerrecht gibe, dann ist die 
Staatsperson ebenso eine totale Person, wie die übrigen Perso-
nen unter der Geltung des überpersönlichen Rechtes and er-
scheint ebenso, wie diese, auf der Ebene des mit ihr prádi'kablen 
Rechtes nur als eine fragmentáre Person, wenn man diese Ebene 
für sich — von dem überstaat!lichen Rechte abstrahierend — 
betrachtet. Die. Zweiheit der totalen and fragmen-táren Staats-
person ist eine Zweiheit der totalen and der isoli.erenden staats-
rechtlich'en Re .chtsbetrachtung. Die Einheit der Rechtsordnung 
ermöglicht die Identitát der völkerrechtlichen totalen and der-
staatsrechtlichen fragmentáren Staatsperson. 

Will man nun das Staatsorgan, als Rechtsorgates von den 
anderen positivrechtlich :en Rechtsorganen unterscheiden, so 
bedarf man zu diesem Zwecke bloss des soziologischen Staats 
begriffes. Ist das soziologische Kriterium des Staates eine 
Rechtsordnung, deren Einheit den Staat konstituiert, so ist das-
Staatsorgan dasjenige Rechtsorgan, das von der -  den Staaí-
konsti.tuierenden Rechtsordnung, also vom Staatsrechte Bete 
giert wird oder das zur Erzeugung der den Staat konsti.tuie- 

18 Eitt Rechtsorga,n zu sein bedeutet — wie bemerakt — eine Organ- 
soha;f•t in  being anti die Organfunktion; wogegen die personale O.rganquali-- 
t5t eine Organsahaft in being .auf den  Organismus bedeutet. Die Funktion, 
in bezug •a,uf welehe das-Reohtsorgan ein Organ ist, 1st die Entstehung -  
objektiven Rechtes. Da die Entstehung objektiven Rechtes alieruf•alls ein in 
Raum und Zeit sich abs:pielendes Ereignis ist, ist die ReGh:tsórgan:fun,k,tion- 
vor 'alle:m unzweifialtiaf,t One sozi.ologische Funktion. Unter soziologischer -  
Reohtsorgan:funik.tion kann der Ursprung prinr.üren Rechts, tinter  positiv- 
rechtiicher Rechtsorganfunktdón der Ursprung sekundáren Reohtes ver-- 
stiamden, werden. Das positivrechtliche Rechtsorgan ist also kein starrer -  
Gegensatz zuni soziologisohen. Es 1st selbst ein soziologisehes, a.ber ein . 

positivrechtil<ich detenmin;iertes soziologisolies Rechtsorgan. 
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renden Rechtsordnung, also des Staatsrechtes, von dem positi- 
ven. (überstaatlichen) Rechte delegiert wird. 

Der Begriff des Staatsorgans, als eines personalen Organs, 
muss dagegen auf den positivrechtlichen Staats.personbegriff 
gestützt werden. Da miter  Personorgan dasjenige einhe7ftliche 
Rechtssubjekt zu verstehen .ist, dessen l-landlungsfáhigkeit zu 
einem positivrechtlich konstruierten Zurechnungspunkte poSi- 
tivrechtlich zugeordnet ist, ist dos personate • Staatsorgan das- 
jenige einheitliche Rechtssubjekt,° dessen Nandlungsftihigkeit zu 
dem konstruierten Zurechnungspunkte,  der positivrechtlichen  
Staatsperson positivrechtlich zugeordnet ist. • 

Auf der Fbene des Staatsrechtes — oder primdres Staats- 
recht vorausgesetzt: überhaupt -- muss also dasjenige Persona 
organ als Staatsorgan betrachtet werden, dessen tlandlungs- 
fühigkeit zu dem konstruierten Zurechnungspunkte der staats- 
rechtlichen fragmentáren Staatspersón staatsrechtlich zuge- 
ord net ist. . 

Betrachtet man  die einheitl .iche Rechtsordnung von der 
Fbene des Völkerrechte:s aus; so muss man  tinter Staatsorgan 
dasjenige Personorgan verstehen, das zu dem konstruierten Zu- 
rechnungspunkte der völkerrechtlichen totalen Staatsperson 
positivrechttich zugeordnet ist. 

Überlickt man die so sich ergebenden vier Bestirrmungcn, 
so erseheint der Begriff des zur Staatsrechtserzeugung dete-
gierten Rechtsorgans mit Rücksicht auf den Fall, class es kein 
übersta.atliches Recht gibt, zu weit. Der Begriff des vom Staats- 
rechte delegierten Rechtsorgans ist ebenfalls zu ' weit, weil er 
im Falle primaren Staatsrechtes den Untersc .hied von Stáafs- 
-organ und Rechtsorgan'- aufh.ebt, den Unterschied zwischen  
Staatsorgan und Untertan verwischt. Der ' Begriff des Person- 
organs des totalen Staates ist nur im Falle überstaatlichen Rech- 
tes anwendbar. Der Begriffdes Personorgans des fragmenttiren 
Staates ergibt endlich einen vallkámmen pragnanten Staats-
organbegriff mitsamt dem ihm pradik.ablen Rechtsorganbe-
griffe: dieser einheitliche Staatsorganbegriff •entspricht den 
Ansprüchen der Theorie und Praxis vollkommen, nur erscheint 
er gegenüber dem Begriffe des völkerrecht!lichon Staatsorgans, 
als Personorgans und  des-  Staatsorgans, als Rechts- 
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organs,-  iiberhaupt, als ztr eng. Die „Scharfkantigkeit" 
des Staatsorganbegriffes muss unleugbar urn den Preis 
einer gewissen Verengung, seine grössere logische Kapozi- 
tüi dagegen um den Preis einer gewissen Verschwommenheit 
erkauft werden. Die Theorie kann einheitliche ' Staatsorgan-
begriffe aufstellen, indem sie mit Rücksicht auf die Prddikabili- 
ta t der Rechtsorganfunktion und Personfunktion die -personalcn 
und die Rechtsorganbegriffe des Staatsorgans aufeinander 
bezieht. So ergebz-n sich dana einheitlich-e- Staatsorganbegriffe 
iin weiteren und engeren Shine.  Ein qualitativer Unterschied 
zwi.schen den verschwommeneren weiteren mid den schürferen 
engeren Staatsorganbegriffen kann von theoretischem Gesichts- 
punkte - aus nicht gerr:acht. werden. • Die Auszeichnung eine s  
dieser - Begriffe -mit dein - Epitheton des Staatsorgans im eigent- 
lichsten Shine  kann dann er-st aus gewissen rein praktischen 
Wertgesichtspunkten erfolgen. Die Begriffe des Staatsorgans 
im weiteren und engeren Shine  sind nicht • kontradiktorisch:..t 
Begriffe. Ihre Relation kann durch zwei Kreise dargestellt 
werden,  von  denen der kleinere in- den grösseren eingezeichnet 
ist: Das Staatsorgan im engeren Sinne ist nur ein besonders 
qualifiziertes Staatsorgan im weiteren Sinne. 

Staatsorganfunktion ist diejenige Rechtsorganfunktion im 
juristischen Sinne, der die Personfunktion der Staatsperson 
prádikabel ist und die -Funktion des Personorgans der -Staats- 
person. . 

Staatsorganfunktion im engeren Sinne ist diejenige Rechts-- 
o.rganfunktion, die der Personfunktion der staatsrechtlichen 
fragmentören Staatsperson prürlikabel ist und die Funktion des 
Personorgans der staatsrechtlichen. fragmentdren St«atspersón.. 

S'taatsorganfunktion im eigentlichsten Sinne ist die  der 
Persánfunktion. der . fragmentören staatsrechtlichen Stoats - 
person prddikable • Rechtsorganfunktion. 

Der einheitliche Staatsorganbegriff ist also der Begriff des 
der  Staatsperson prüdikablen Rechtsorgans und des .Person-
organs  der Staatsperson. 

- Staatsorgan im engeren Shine  ist das der staatsrechtlichm 
fragmentüren Staatsperson prüdikable Rechfsorgan und das 
Personorgan der staatsrechtlichen fragmentdren Staatsperson_ 
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Staatsorgan im eigentlichsten Sinne ist das der fragmen-
taren staatsrechtlichen Staatsperson pradikable Rechtsorgan. 

Wenn man beispielshalber die Organfunktion einer konsti- 
tuierenden ` Nationalversammlung, . eines • Staatssekretars, eines 
Universitatsprofessors und • eines staatlichen ornithologischen 
Institutes mit den gegebenen Begriffsbestimmungen vcrgleicht. 
so springt es in die Augen, dass die Organfunktion der konstit>ri- 
ierenden Nationalversammlung unter den weiteren, die des Uni= 
versitatsprofessors und ' des ornitholo-gischen - Institutes .un-ter 
den engeren -und die des Staatssekretars unter den Begriff der 
Staatsorganfunktion im eigentlichsten Sinne fal lt. Der Profes-
sor  und das Institut sind' — \venigstens dem Wesen ihre , i' 
Wirksarnkeit nach — keine Rechtsorgane, sondern nur Person- 
organe; denn ihre Funktion ist eine Pflichterfiillung, welcher.  
keiné pradikable Rechtsorganfunktion entspricht. Der Staats= 
sekretar hingegen ist im Wesentlichen zur Rechtserzéugún,z,  
(Setzung und Vollziehung), undzwar staatsrechtlich delegie r t; 
er ist also Staatsórgan im eigentIichsten Sinrie. Aufgabe . einei 
ausgeführten, besonderen Lehre von den Staatsorganen . ware 
die Anwendung der gewónnenen Begriffsbestimmungen auf die 
praktischen Gestaltungen der Organfunktion. Die Theo-pie selbst 
kulminiert aber in der Definition; mit der richtigen Definition 
hat die Staatso.rganfunktion aufgehört ein theoretisches -Problem 
zu sein. ' 

Wirft 'man einen Buick -auf die Grenzen der'  Staatsorgan- 
funktion, so begegnet man vorerst dem Probleme der unrichti-
gen Organfunktion, des sog. fehlerhaften Staatsrrktes". Bedenkt 
man aber, dass rechtlich relevant immer nur die Gültigkeit oder 
Uiagültigkeit eines Staatsaktes ist, wahrend die -Fehlerhaftigkeit 
eines •Staatsaktes seine Gültigkeit schon vóra>rissetzt; also 
Fehlerfreiheit ünd -Fehlerhaftigkeit mir logdsch relevante - Unter= 
schiede ari den gültigén Akten sind, só wird offensichtlich, Mass 

Siehe: W. jelűnek: Der ,tehlerhafte St-iatsakt und seine Wirkiin 
;en, 1908., Kormann: System der rechtsgeschdfti'chen - Staatsakte- 191.0., 
Kelsen: . Üher.  Staatsunrecht. Grünhuts Zeitschrift- 1913. und Aligemeine 
Staatslehre 1925. 277. if., Merkl: Die Lehre von der Rechtskraft, 1923. 280. 
fi.,  V. Hipp.  el: Untersuchungen zunm Problem des fehlerhaften Staatsakt -  
1924. 
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der fehlerhafte Staatsakt im Kunstsinne noch innerhalb der 
Grenzen der Staatsorganfunktion liegt. 	• 

Wenn man unter fehlerhaftem Staatsakte im Kunstsinne 
den von der Fehlerklausel (Merkl) gedeckten und betreffs der 
iibrigen Aktvoraussetzungen mangelhaften Akt versteht, dann 
wird es klar, dass die Fehlerlosigkeit oder Fehlerhaftigkeit eines 
Aktes eigentlich bloss logisch bedeutsame Eigenschaften sind, 
wührend die Rechtsrelevanz des fehlerfreien und fehlerhaften 
Aktes dieselbe ist. Man kann in den Relationen der Pflichten 
und Rechte .gar keine Veründerung darnach feststellen, dass 
der Akt fehlerfrei oder fehlerhaft ist. Was geschieht, ist eine 
Modifikation nicht der Rechtsfolgen, sondern der Rechtsvoraus-
setzungen. Zweck dieser Modifikation ist gerade, dass die 
Rechtsfolgen die gleichen bleiben können. In der Struktur der 
Rechtslage besteht der logische Unterschied, dass der fehler-
freie Akt auf anderem Rechtsgrunde — auf Grund der positiv-
rechtlich geregelten sümtlichen . Voraussetzungen des Aktes —
dieselbe Rechtsfolge hat, wie der fehlerhafte Akt (wo der Rechts-
grand der Rechtsfolge allein die Fehlerklausel ist). Der fehler-
hafte Akt  kann als ein auf der Fehlerklausel ruhender fehler- 
freier Akt bezeichnet werden. Der Sinn des fehlérfreien und 
fehlerhaften Aktes wird am sc.hürfsten getrennt, wenn man sie 
als auf Grund der allgemeinen Aktvoraussetzungen und auf 
Grund der Fehlerklausel fehlerfreie Akte einander gegenüber-
stelit. Die Fehlerlosigkeit auf Grund der Fehlerklauseel ist nüm--
lich offenbar logisch eine Fehlerhaftigkeit und juristisch eine 
Fehlerlosigkeit (Gültigkeit). Der Unterschied der Akte besteht 
also darin, dass der fehlerhafte einzig auf Grund der Fehler-
klausel, der fehlerfreie aber ausserdem noch auf - Grund der 
sümtlichen übrigen Aktvoraussetzungen ein gültiger Akt  ist. 
Die Fehlerklausel deckt nümlich auch den fehlerfreien Akt. Die 
Ausgesohlossenheit des Reehtsmittels z. B. besteht ebenso hin-
sichtlich des fehlerfreien, wie hinsichtlich des fehlerhaften 
Urteils, nur 1st sie einziger Rechtsgrund des fehlerhaften und 
nur einer des fehlerfreien. Die Fehlerklausel ist betreffs des 
fehlerfreien _Aktes • ebenso ein Superfluurn, wie hinsichtlich . des 
fehlerhaften alle übrigen Aktvoraussetzungen. Mit Rücksicht 
of den fehierháften Akt sind alle Aktvoraussetzungen ausser 
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der Fehilerklausel überflüssig; mit Rücksicht auf den fehler- 
freien Akt ist die Fehlerklausel überflüssig. Betrachtet man den 
fehlerhaften Akt in sich, ohne Rücksicht auf den fehlerfreien, so 
ist seine Fehlerhaftigkeit tatsüchlich nur eine schein!bare: die 
Fehlerklausel tritt an die Stelle der übrigen Aktvoraussetzungen 
und verleiht dem fehlerhaften Akte voile Gültigkeit. Der fehler- 
hafte Akt ist also, auch logisch betrachtet, lediglich " relativ, 
in bezug auf den fehlerfreien Akt fehlerhaft. Umgekehrt ist 
auch der fehlerfreie Akt für sich genommen einfach nur ein 
gültiger Akt und nur relatív, in bezug auf den fehlerhafte:n Akt, 
fehlerlos. Fehlerfreier und fehlerhafter Akt sind also zwei 
rechtlich gleicherweise gültige Akte deren logischer Unter- 
schied korrelativ als Fehlérlosigkeit und Feblerhaftigkeit er- 
scheint, und welche einander gege.nüber durch einen Überfluss 
der Aktvoraussetzungen ausgezeichnet sind. 

In einem weiteren Sinne jedoch ist zweifellos auch die die 
Grenzen der Delegation übertretende Staatsorganfunktion eine 
fehlerhafte. Sie hat aber auch, als solche,, keine Rechtsgültigkeit. 
Ihre Fehlerhaftigkeit wird sozusagen von ihrer Ungi.iltigkeit 
aufgesogen. Die nichtige Staatsorganfunktion liegt also ausser- 
halb der Grenzen der Staatsorganfunktion. Wührend Fehler- 
h.aftigke'it und Fehlerlosigk.eit im Kunstsinne den relativen 
Unterschied zweier gleichermassen gültigen Akte bedeuten, ist 
der Unterschied des fehlerfreien gültigen und des fehlerhaften 
ungültigen Aktes der absolute Unterschied eines Aktes und 
eines Nicht-Aktes. Wenn der relativ fehlerhafte Akt dem relativ 
fehlerfreien gegenüber durch ein von dem Rechtsgrundüber- 
flusse, von der Feh'erklausel gedecktes Minus der Aktvoraus- 
setzungen ausgezeichnet ist, so zeichnet den absolut fehlerhaften 
Akt gegenüber dem gültigen (also sowohl dem im Kunstsinne 
fehlerfreien, als auch dem im Kunstsinne fehlerhaften) Akte 
ein unersetzbarer Mangel der Aktvoraussetzungen aus. 

Die relativ fehlerhafte Staatsorganfunktion ist notwendig 
e:ine Staatsorganfunktion, die absolut -  fehlerhafte 1st notwendig 
keine Staatsorganfunktion mehr. Daraus folgt aber noch nicht, 
class sie auch kein Recht sei, sondern nur, dass sie kein recht- 
lich determiniertes, kein sekundüres, kein legitimes Recht ist. 
Nicht das Recht, sondern nur das legitim entstandene, das 
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rechtlich determinierte, das .sekundüre Recht _füllt mit dem 
rechtlich delegierten Rechte, der Rechtsorganfunktion im juris-
tischen Sinne zusammen. Das Recht in seiner Oanzheit aber ist 
nicht nur kein notwendig legitim entstandenes Recht, sondern 
im Gegenteil infolge der Unmöglichkeit des regressus in infini-
tum ein in seiner Totalitüt notwendig illegitim entstandenes 
Recht. Der Begriff des rechtlich determinierten, des legitim 
entstandenen, rechtlich delegierten, sekundüren Rechtes setzt 
den Begriff des illegitim entstandenen, des rechtlich nicht 
.delegierten, primüren_ Rechtes geradezu voraus; der Begriff  

der Rechtsorganfunktion im juristischen Sinne setzt den Be-
~riff der Rechtsorganfunktion im soziologischen Sinne geradezu  
voraus.  . 

Wenn man also feststellt, dass .  die ihre Delegation iiber-
tretende Staatsorganfunktion entweder eine rechtlich ganz 
irrelevante Handlung oder . primüre Rechtserzeugung ist, dann 
tritt man .aus der Optik der juristischen Organbetrachtung in 
die Optik der soziologischen Rechtsorganbetrachtung über. 
Wenn man seinen Blick auch von der Optik der soziologischen 
(rechtsphilosophischen) - Rechtsorganbetrachtung befreit, dann 
kann von. einer Staatsórganfunktion, von einer Rechtsorgan-
funktion in keinem prüzisen Sinne mehr gesprochen  

werden. Aber von dem Endpunkte des aus den ver-
schiedenen Optiken hinausführenden Weges zurückblickend  
kann man die Gesamtheit der Staatsorganfunktionen in  
einem klaren Bilde zusammengefasst überschauen. An der  
Grenze der soziologischen (rechtsphilosophischen)- Rechts-
organfunktion — der primüren Rechtserzeugung — ist man  

tatsüch+lich an die Grenze des objektiven Rechtes angelangt.  

Die positivrechtliche Rechtsorganfunktion 1st das sekundüre,  

die soziologische Rechtsorganfunktion das primüre Recht. Die  
Rechtsorganfunktion 1st also das objektive Recht selbst.  

Rechtsorganfunktion and personale Organfunk .tion sind  
letzten Endes beide menschliche Handlungen. Aber diese  
menschlichen Handlungen kommen für die Rechtsorganbetrach-
tung ausschliesslich als der Ursprung des- objektiven Rechtes,  
für die personale Organbetrachtung. einzig als Ausübun .g von  
Rechten, Erfüllung von Pflichten oder .Unrecht, also als der  
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Ursprung personbezogener Rechtswirkungen in Betracht. Unter 
der Optik einer allgemein ethischen Betrachtung erscheinen 
sdmtliche Organfuriktionen notwendig als Handlungen. Aus den 
menschlichen Handlungen Sind  Rechtsorganfunktionen diejeni- 
gen, welche die soziologische (rechtsphilosOphische) Rechts- 
betráchtung als den Ursprung des primdren Rechtes oder 
welche die juristische Rechtsbetrachtung als den Ursprung des 
sekundüren Rechtes, Personfunktionen aber diejenigen, welche 
die juristische Betrachtung als den Ursprung personbezogener 
Rechtswirkungen erkennt. Staatsorganfunktionen sind diejen.i- 
gen Rechtsorganfunkiionen, welche die soziologische oder die 
juristische Betrachtung als den Ursprung des staatlichen 
Rechtes und welche die juristisché Betrachtung als den 
Ursprung der auf die Staatsperson bezogenen Rechtswirkun -  
gen erkennt. Aus dem Kreise dieser Staatsorganfunktiornen im 
weitesten Sinne scheiden für die juristische - StaatsorganbEtrach= 
tung die Rechtsorganfunktionen im jurist .ischen Shine  und 
sdmtliche personale Organfunktionen als Staatsorganfunktionen 
im weiteren Sinne; die Personfunktionen der staatsrechtlichen 
Staatsperson und die diesen prüdikablen Rechtsorganfunktionen 
als 

 
Staatsorganfunktionen im engeren .  Sinne und endlich die der 

staatsrechtlichen Staatsperson prddikab,len Rechtsorganfunktio-
nen als Staatsorganfunktionen im eigentlichsten Sinne aus. 




